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Hintergrund und äußere Rahmenbedingungen 

Um den ÖGD als eine tragende Säule des Gesundheitssystems resilient, zukunftsfähig und krisen-
sicher aufzustellen, hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention 
(StMGP) eine externe Organisationsuntersuchung mit den folgenden Vorgaben initiiert: 

■	 Durchführung einer Stärken-Schwächen-Analyse vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus der 
Pandemiebewältigung. 

■	 Aufzeigen von Empfehlungen für eine zukunftsfähige Weiterentwicklung des ÖGD in Bayern, 
einschließlich eines Personalbedarfsberechnungsmodells.

■	 Ausarbeitung und Bewertung von drei Strukturmodellen hinsichtlich ihres organisatorischen Auf-
baus, ihrer jeweiligen Stärken und Schwächen sowie des sich daraus ergebenden Personalmehr- 
oder -minderbedarfs.

Das Gutachten wurde von der coramentum Organisationsberatung GmbH (im Folgenden: Coramentum) 
erstellt. 

Coramentum nimmt in seinem Gutachten Bezug zu den in den Landratsämtern vorgefundenen, histo-
risch gewachsenen Strukturen. Diese sind nicht nur Ausdruck der vor 30 Jahren vollzogenen Integra-
tion des ÖGD und seiner staatlichen Gesundheitsämter in die Kreisverwaltungsbehörden. Die Hetero-
genität spiegelt auch den über die Jahre hinweg erfolgten Wandel der Ressortzuständigkeit für den 
ÖGD auf ministerieller Ebene wider, welchen die nachgeordneten Behörden in ihrer Organisation nicht 
einheitlich nachvollzogen haben. Weiterhin werden im Gutachten zutreffend die gesundheitspoliti-
schen Rahmenbedingungen während der Corona-Pandemie beschrieben. Insbesondere wird auf die 
geänderten gesellschaftlichen Erwartungen gegenüber dem ÖGD – weg von einer durch klassische 
Amtsaufgaben geprägten Verwaltung hin zu einer beratenden und unterstützenden fachlichen Instanz 
mit Schwerpunkt auf Prävention – hingewiesen. 

Gleichzeitig thematisiert das Gutachten künftige Herausforderungen wie die gesundheitlichen Folgen 
des Klimawandels (z. B. zunehmende Hitzeperioden und neu auftretende Infektionsvektoren), das stets 
vorhandene Risiko neuer Pandemien und die Auswirkungen des demographischen Wandels sowie des 
Fachkräftemangels.  Aus Sicht des StMGP liegt die aktuell größte Herausforderung für das Gesund-
heitswesen und damit auch für den ÖGD in einer sicherheitspolitischen Dimension, die insbesondere 
durch die zunehmende Ausspähung und Störung kritischer Infrastruktur gekennzeichnet ist. Denkbare 
Aspekte wie der Schutz der Trinkwasserversorgung, die Unterstützung alliierter Truppen im Span-
nungs- oder Bündnisfall sowie die Bewältigung großer Flüchtlingsströme unter infektionshygienischen 
schwierigen Bedingungen spielten bei der Gutachtenerstellung mit dem Erhebungszeitraum Mai bis 
Dezember 2023 noch keine Rolle. Auch die Aufnahme verwundeter Soldaten und einer damit einher-
gehenden Belastung des zivilen Gesundheitssystems bis hin zu Beeinträchtigungen des regulären 
Versorgungsbetriebs stellen Szenarien dar, in denen der ÖGD künftig handlungsfähig bleiben muss.

Darüber hinaus haben sich seit der Gutachtenbeauftragung vor allem auch die haushaltspolitischen 
Rahmenbedingungen verschärft. Zunehmende Sparverpflichtungen auf Bundes- wie auf Landesebene 
müssen bei der Weiterentwicklung des ÖGD berücksichtigt werden. Ressourcen für neue oder zukünf�-
tig erweiterte Aufgaben werden grundsätzlich nur noch durch Aufgabenreduktion an anderer Stelle 
sowie Effizienzsteigerungen insbesondere durch schlankere Prozesse und eine einheitlichere Vollzugs-
praxis zur Verfügung stehen. 
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Würdigung des Gutachtens

Die Grundlage für das Gutachten bilden umfassende Vor-Ort-Erhebungen an 27 staatlichen und 
einem kommunalen Gesundheitsamt, die Möglichkeit der Teilnahme an einer Onlinebefragung für 
alle Mitarbeitende des ÖGD, intensive Befragungen von drei Regierungen, verschiedenen Sachge-
bieten des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) sowie von 
Referaten des StMGP und der Austausch mit den Berufsverbänden des ÖGD. Die repräsentative 
Auswahl der Gesundheitsämter für die Vororterhebung, insbesondere Amtsgröße, Gebietsstruktur, 
Grad der Digitalisierung, aufwandsrelevante örtliche Gegebenheiten führen zu einer detaillierten 
objektiven Datenbasis des ÖGD in Bayern als Ist-Zustand des Jahres 2023. Die konkrete Analyse der 
jeweiligen Prozesse erfolgte stets im Abgleich mit den entsprechenden Dokumenten im Online-
Fachportal des ÖGD im bayerischen Behördennetz (digitales ÖGD-Handbuch) und den Organigram-
men und Geschäftsverteilungsplänen der jeweiligen Behörde. Das Organisationsgutachten fokus-
siert auf konkrete Verbesserungsmöglichkeiten und Änderungsnotwendigkeiten und verzichtet auf 
die Darstellung bereits gut etablierter Verfahrensweisen. 

Strukturmodelle 

Eine effiziente und resiliente Aufbauorganisation ist für jede Verwaltung von entscheidender Bedeu-
tung. Sie stellt klare Zuständigkeiten, effiziente Prozesse, robuste Kommunikationswege und eine 
flexible Anpassungsfähigkeit sicher. Vor diesem Hintergrund waren in der Organisationsuntersu-
chung die drei vom StMGP vorgegebenen Szenarien zu Strukturmodellen für den ÖGD in Bayern 
auszuarbeiten und zu bewerten.

1.	 Gezielte Stärkung bestehender Strukturen:

▪	 Maßnahmen: Schaffung einer zentralen Steuerungseinheit am StMGP; Anpassung der Auf-
gabenverteilung auf Regierungsebene

▪	 Vorteile: Geringe Umsetzungsaufwände, bewährte Strukturen

▪	 Nachteile: Möglicherweise nicht ausreichend für tiefgreifende Veränderungen

2.	 Bündelung von Fachaufgaben:

▪	 Maßnahmen: Schaffung von Schwerpunktgesundheitsämtern oder Fachaufgaben-Schwer-
punkten an einzelnen Regierungen

▪	 Vorteile: Spezialisierung, Effizienzsteigerung

▪	 Nachteile: Doppelstrukturen, hoher Koordinationsbedarf



8

3.	 Zentralisierung:

▪	 Maßnahmen: Herauslösung der staatlichen Gesundheitsämter aus den Landratsämtern und 
Überführung in große, überregionale Fachbehörden

▪	 Vorteile: Einheitlichkeit des Vollzugs durch unmittelbare Weisungsbefugnis gegenüber den 
Behördenleitungen

▪	 Nachteile: Verlust von Regionalität, Verlust bewährter Schnittstellen zur übrigen Staatsver-
waltung, hoher Umsetzungsaufwand

Das Gutachten empfiehlt Strukturmodell 1 als die beste Lösung, da es eine Weiterentwicklung der 
bestehenden Strukturen bei gleichzeitiger Stärkung der zentralen Steuerung und Anpassung an neue 
Herausforderungen ermöglicht. Dieses Modell sieht die gezielte Stärkung einzelner Organisations-
einheiten sowie Anpassungen innerhalb der bestehenden Strukturen vor. 

Die Begründung zum ersten Strukturmodell wird seitens des StMGP im Wesentlichen geteilt. Nähere 
Ausführungen hierzu und zu den Umsetzungsschritten finden sich in den Bewertungen der entspre-
chenden Empfehlungen in den nachfolgenden Abschnitten. 

Zusammenfassung und Bewertung der Ergebnisse und  

Empfehlungen des Gutachtens

Strategische Ausrichtung, Struktur und Geschäftsverteilung

Empfehlung 1:	 Strategische Ausrichtung und Zieldefinition für den ÖGD in Bayern 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Laut Gutachten müsste im Idealfall die Strategie – also die klar definierten Ziele und der Weg dorthin 
– immer die Struktur und Organisation eines Verwaltungsbereiches sowie seiner Behörde bestim-
men. Um dies zu erreichen, sollte die Bayerische Staatsregierung eine eindeutige Strategie und klare 
Ziele festlegen, welche mit und innerhalb des gesetzlichen Rahmens durch alle Ebenen der Gesund-
heitsverwaltung umzusetzen sind. Wichtig dabei wäre, dass das von der GMK im Jahr 2018 beschlos-
sene Leitbild eines modernen ÖGD sowie aktuelle Impulse speziell für die bayerischen Verhältnisse 
konkretisiert und in diese Strategie integriert werden.

Die Veröffentlichung einer solchen zentralen Strategie hätte aus Sicht des Gutachtens mehrere posi-
tive Effekte: Sie liefert einheitliche Vorgaben für Aufgaben, Personal und Fortbildung. Die Ämter 
erhalten damit einen verlässlichen Orientierungsrahmen und das Verwaltungshandeln wird einheitli-
cher. Darüber hinaus schafft die Strategie die nötige Grundlage, um die Qualität der Arbeit zu sichern, 
die dringend notwendige Weiterentwicklung – etwa im Bereich der Digitalisierung – gezielt voranzu-
treiben und den ÖGD insgesamt krisenresilienter aufzustellen.
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b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP befürwortet diese Empfehlung und beabsichtigt mit einer Strategie zur Weiterentwick-
lung des ÖGD, die unter Beteiligung insbesondere der kommunalen Spitzenverbände entwickelt 
wird, einen von allen beteiligten Stellen mitgetragenen Rahmen zu setzen. Zudem lassen sich dort 
standes- und berufsrechtliche Vorgaben sowie grundsätzlich zu berücksichtigende Besonderheiten 
des Fachpersonals transparent darlegen, sodass passgenaue Handlungserfordernisse für jede 
Behördenstufe festgelegt werden können. Gleichzeitig sollen Antworten auf etwaige zukünftige Her-
ausforderungen gegeben werden, insbesondere was der konkrete Beitrag des ÖGD zu deren Bewäl-
tigung sein könnte. Letztlich sollen auch die Meilensteine für die zukünftige inhaltliche und fachliche 
Weiterentwicklung des ÖGD zu einer bürgernahen, digitalen, effizienten, flexiblen und krisenresilien-
ten Gesundheitsverwaltung – unter Berücksichtigung des aktuellen Stellenmoratoriums der Staats-
regierung – dargelegt werden. Hierbei werden insbesondere die Berichte des „Beirat[s] zur Beratung 
zukunftsfähiger Strukturen im Öffentlichen Gesundheitsdienst in Umsetzung des Paktes für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst“ und des „Sachverständigenrats zur Begutachtung der Entwicklung 
im Gesundheitswesen und in der Pflege“ sowie weitere externe Empfehlungen berücksichtigt. 

Empfehlung 2:	Einführung eines zielgerichteten  
Qualitätsmanagementsystems (QMS)

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Um einheitliche Standards und Umsetzungspraktiken zu gewährleisten, wird die Einführung eines bay-
ernweiten QMS für den ÖGD empfohlen. Demnach kann ein klar strukturiertes QMS die Effizienz stei-
gern, Wissen sichern, die Einarbeitung neuer Mitarbeitender erleichtern und die Bürgerorientierung stär-
ken. Einheitliche operative Vorgaben und eine strategische Bündelung der Zuständigkeiten könnten dazu 
beitragen, die Umsetzung landesweit zu harmonisieren. Bereits vorhandene Leitfäden und Unterlagen 
sollen systematisch erfasst, fachlich geprüft und in standardisierter Form in das QMS integriert werden. 
Auch die Regierungen sollen stärker in qualitätssichernde Prozesse eingebunden werden. Die Zuständig-
keits- und Kommunikationsstrukturen zwischen dem StMGP, den Regierungen und den Gesundheits-
ämtern sollten ebenfalls weiterentwickelt werden. Ziel sollte es sein, einen einheitlichen Vollzug dort zu 
gewährleisten, wo er fachlich geboten ist. Das QMS könnte gemeinsam mit dem digitalen ÖGD-Hand-
buch in der, sich derzeit in Entwicklung befindlichen, Kollaborationsplattform abgebildet werden. 

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung zur Einführung eines QMS im ÖGD Bayern wird grundsätzlich als sinnvoll erachtet, 
um die Effizienz und Einheitlichkeit des Verwaltungshandelns zu erhöhen, sowie die Krisenresilienz 
langfristig zu stärken. Bei der Einführung ist jedoch strikt auf Praxistauglichkeit und Akzeptanz zu 
achten. Insbesondere zusätzliche Bürokratie ist hierbei zu vermeiden. Vorerfahrungen in anderen 
Verwaltungsbereichen bzw. dem ÖGD anderer Bundesländer zeigen, dass die Einführung eines 
bedarfsgerechten QMS ein aufwändiger, kontinuierlicher Prozess ist, der vor allem durch die Über-
zeugung und Schulung der Mitarbeitenden getragen werden muss. 

Eine in gängigen QMS vorgesehene Zertifizierung durch externe Dienstleister ist zwar grundsätzlich 
möglich, jedoch aufgrund der zahlreichen Anforderungen der zugrunde liegenden Normen mit erheb-
lichem (teilweise bezogen auf Rezertifizierungen auch wiederholendem) organisatorischem Aufwand 
und hohen Kosten verbunden. Gleichzeitig ist die Außenwirkung eines erreichten Zertifikates auf-
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grund der fehlenden Wettbewerbssituation der Gesundheitsverwaltung nicht in dem Maße relevant 
wie bei Organisationen anderer, insbesondere privater Träger. Daher spricht sich das StMGP gegen 
eine verpflichtende Zertifizierung des einzuführenden QMS aus. Stattdessen wird die Entwicklung 
einer passgenauen Lösung angestrebt, welche die spezifischen Besonderheiten des ÖGD Bayern 
umfassend berücksichtigt.

Die konkrete Ausgestaltung der künftigen Maßnahmen zur Einführung eines QMS erfolgt in enger 
Abstimmung mit dem LGL, welches die bayernweite Implementierung entsprechend den Vorgaben 
des StMGP koordinieren und den Schulungsbedarf der Mitarbeitenden des ÖGD sicherstellen wird. 
Dabei sind insbesondere Umfang und Detailtiefe zentral erstellter QM-Dokumente bereits im Vorfeld 
einer Implementierung zu definieren. Hierbei ist abzuwägen, inwieweit verbleibende Heterogenität 
im Veraltungshandeln akzeptabel ist oder durch den Aufwand der Erstellung zentraler Vorgaben redu-
ziert werden soll. Darüber hinaus hält das StMGP landesweit einheitliche Vorgaben für bestimmte 
Aufgabenbereiche – etwa die ärztliche Begutachtung – aus fachlicher Sicht für prioritär und zweck-
mäßig. In anderen Bereichen hingegen, die eher durch regionale Gegebenheiten geprägt sind, 
erscheint eine Vereinheitlichung innerhalb der betreffenden Gesundheitsämter praktikabler. Im 
Ergebnis sollte aus Sicht des StMGP die Entscheidungskompetenz der Ortsbehörden innerhalb eines 
einheitlichen Handlungsrahmens gestärkt werden. 

Eine Integrierung in das digitale ÖGD-Handbuch sowie die Nutzung der dort vorgesehenen Kollabo-
rationswerkzeuge ist dabei vorgesehen. 

Empfehlung 3:	Einrichtung einer zentralen strategischen Steuerungseinheit  
für den ÖGD am StMGP 

a.	 Empfehlung Gutachten

Das Gutachten empfiehlt die Einrichtung einer strategischen Steuerungseinheit für den ÖGD beim 
StMGP. Dort sollen übergreifende strategische Fragestellungen im Hinblick auf ihre Auswirkungen 
auf Handlungsnotwendigkeiten durch den ÖGD bearbeitet sowie deren Evaluation sichergestellt 
werden. Zudem wären der Aufbau und die Weiterentwicklung eines bayernweit einzuführenden 
QMS hier zweckmäßig zu verorten. Letztlich wird empfohlen, durch die Steuerungsstelle Vollzugs-
hinweise des StMGP an den ÖGD inhaltlich und strategisch aufeinander abzustimmen und im 
Bedarfsfall zu priorisieren sowie einen einheitlichen, zentralen Versand sicherzustellen. 

b.	Bewertung StMGP

Das StMGP befürwortet die Empfehlung, eine strategische Steuerungseinheit für den ÖGD einzu-
richten. Weitere zentrale Empfehlungen von Coramentum, wie die Erstellung einer Strategie zur 
Weiterentwicklung des ÖGD sowie die Einführung eines QMS, können durch diese Organisations-
einheit weiter vorangetrieben werden.  Ziel ist es, einen möglichst einheitlichen Verwaltungsvollzug 
zu gewährleisten und gleichzeitig die Entscheidungskompetenz der jeweiligen Ebenen zu stärken. 
Zudem soll der fachliche Austausch zwischen den Behörden gefördert werden. Die Aufgaben der 
zahlreichen Fach- und Rechtsreferate mit ihren unterschiedlichen Teilzuständigkeiten im Bereich des 
ÖGD werden mit der Einrichtung der strategischen Steuerungsstelle zentral koordiniert. Besonders 
die weitere Verbesserung der Zusammenarbeit und Kommunikationswege im Regelbetrieb ist ent-
scheidend, um auch in Krisensituationen einen funktionierenden Verwaltungsvollzug sicherzustellen. 
Die strategische Steuerungseinheit wurde zum 1. Juni 2025 eingerichtet. 



11

Weichenstellung für den ÖGD in Bayern

Empfehlung 4:	Schaffung einer neuen Organisationseinheit  
„Gesundheit, Pflege und Prävention“ an den Regierungen 

a.	 Empfehlung Gutachten

Es wird empfohlen, bei den Regierungen eine neue Organisationseinheit mit der Bezeichnung 
„Bereich 7 – Gesundheit, Pflege, Prävention“ einzurichten. Diese Einheit soll alle relevanten Aufga-
ben bündeln, die derzeit in der Zuständigkeit des StMGP liegen und aktuell auf mehrere Bereiche der 
Regierungen verteilt sind. So findet sich „Pflege“ aktuell als Teilaufgabe im Sachgebiet „Jugend und 
Soziales“ des Bereichs 1 „Sicherheit, Kommunales und Soziales“. Ein Verbleib der Aufgaben Gesund-
heit und Prävention zusammen mit Technischem Umweltschutz, Naturschutz, Wasserwirtschaft, 
Verbraucherschutz und dem Veterinärwesen in der Ressortzuständigkeit des Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) wird als nicht sinnvoll erachtet. 

Innerhalb dieses neuen „Bereichs 7 – Gesundheit, Pflege, Prävention“ sollen neue Sachgebiete ent-
stehen. Dazu gehören ein Sachgebiet „ÖGD» zur Stärkung der fachlichen Fokussierung und ein 
Sachgebiet „Pflege“ aufgrund der wachsenden Bedeutung dieses Bereichs. Die Einrichtung eines 
zusätzlichen Sachgebiets für (gesundheitliche) Prävention soll je nach Bedarf geprüft werden. Auf-
gaben ohne direkten ÖGD-Bezug, wie zum Beispiel das Prüfungswesen der Medizinal- und Pflege-
fachberufe, sowie Rechtsfragen und Sonderzuständigkeiten sollen in separaten Sachgebieten behan-
delt werden.

b.	Bewertung StMGP

Die Empfehlung wird in dieser Form abgelehnt. Die Änderung des Geschäftsverteilungsplans der 
Regierungen zur Aufstellung eines neuen Fachbereichs 7 an den Regierungen wäre eine komplexe 
Herausforderung. Mehrere Ministerien – zumindest  das StMUV, das Bayerische Staatsministerium 
für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) sowie das Bayerische Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration (StMI) – wären unmittelbar betroffen. Grundsätzlich könnten hierdurch Gesund-
heitsthemen inkl. Pflege und Prävention gebündelt werden und erhielten mehr Sichtbarkeit. Gleich-
zeitig würde der bisherige Bereich 5 entlastet, da dessen Leitungsspanne reduziert würde. Zudem 
ergäben sich Synergien, insbesondere im Bereich Pflege und Medizinalaufsicht. Die neue Struktur 
würde die Organisation des StMGP besser widerspiegeln und damit die vertikale Kommunikation 
verbessern. 

Kritisch betrachtet werden muss allerdings der Verlust bewährter Synergien, etwa in der Zusammen-
arbeit mit der Lebensmittelüberwachung und dem Veterinärwesen sowie der Wasserwirtschaft. Der 
Vorschlag von Coramentum wäre zudem mit einer Stellenmehrung bei den Regierungen zulasten der 
Gesundheitsämter verbunden, um die neu zu schaffenden Sachgebiete und Leitungsstellen sach-
gerecht besetzen zu können. Dies läuft den Bemühungen zur substanziellen personellen Stärkung 
der Gesundheitsämter zuwider. 



12

Empfehlung 5:	 Verlagerung von spezifischen Aufgaben  
der Gesundheitsämter an die Regierungen

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Es wird empfohlen, bestimmte Aufgaben von den Gesundheitsämtern auf die Regierungen zu ver-
lagern, darunter Krankenhaushygiene, umweltbezogener Gesundheitsschutz, Heilpraktikerprüfung, 
psychiatrische Zusatzgutachten und Gesundheitsberichterstattung. Besonders für die Regierung von 
Oberbayern sollte wegen hoher Aufgabendichte und großem Einzugsbereich dabei auch eine stand-
ortbezogene Aufteilung zur Effizienzsteigerung geprüft werden.

b.	Bewertung des StMGP 

Die Empfehlung wird in dieser Form abgelehnt. Zwar spricht für eine Verlagerung von Zuständigkei-
ten auf die Regierungen die zu erwartende Entlastung der Gesundheitsämter, die durch die Aufga-
benreduktion mehr Kapazitäten für ihre Kernaufgaben gewinnen. Besonders die Übertragung der 
Krankenhaushygiene an die Regierung könnte vor diesem Hintergrund sinnvoll sein. Hierdurch könn-
ten die von Coramentum aufgeführten, potenziellen Interessenskonflikte durch lokale Nähe zu Kran-
kenhausträgern vermieden und eine unabhängigere Überwachung ermöglicht werden. Gerade auch 
bei Fällen, in denen die Gesundheitsämter bislang nur anlassbezogen tätig sind, könnte eine Zentra-
lisierung zu einer effizienteren, gleichförmigeren und fundierteren Bearbeitung führen.

In der Abwägung spricht sich das StMGP aber klar gegen eine umfangreiche Verlagerung von Auf-
gaben von den Gesundheitsämtern auf die Regierungen aus. Die Gesundheitsämter verlieren durch 
die Verlagerung z. B. der Krankenhaushygiene weiterführende Expertise, was sich negativ auf angren-
zende Bereiche wie Hygiene in Arztpraxen oder Gemeinschaftseinrichtungen auswirken würde. 
Neben dem Verlust des Ortsbezugs und der Kenntnisse regionaler Besonderheiten besteht insbe-
sondere die Gefahr von Informationsverlusten oder Verzögerungen, wenn hygienerelevante Ereig-
nisse in Krankenhäusern Auswirkungen auf andere Einrichtungen wie Pflegeheime haben. 

Eine besondere Betrachtung der Regierung von Oberbayern wird seitens des StMGP derzeit nicht 
für erforderlich gesehen. Die Größe des örtlichen Zuständigkeitsbereichs stellt keine Besonderheit 
eines Verwaltungszweigs dar. 

Empfehlung 6:	Auflösung von Doppelstrukturen im Bereich Hygiene zwischen  
LGL und Regierungen sowie Ausbau der Spiegelfachlichkeit  
am LGL bei weiteren Aufgaben 

a.	 Empfehlung Gutachten

Das Gutachten spricht sich dafür aus, für eine Steigerung der Einheitlichkeit und Fachkompetenz, 
etwaige Doppelstrukturen am  LGL – insbesondere mit dem Sachgebiet Hygiene, der  Spezialeinheit 
Infektionshygiene (SEI) und der Task Force Infektionsschutz (TFI) – sowie an den Regierungen mit 
den jeweiligen Fachberatenden kritisch zu überprüfen. Aus Sicht der Gutachter ist ein lokaler Orts-
bezug für diese Aufgaben nicht erforderlich, weshalb eine Zentralisierung am LGL befürwortet wird. 
Im Hinblick auf die Vervollständigung der „Spiegelfachlichkeit“ wird auf das Fehlen einer zentralen 
Stelle in den Aufgabenfeldern „Gutachten / Zeugnisse / Bescheinigungen“ und „Betäubungsmittel-
überwachung“ am LGL hingewiesen. 
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b.	Bewertung StMGP

Aus Sicht des StMGP liegen keine tatsächlichen Doppelstrukturen vor, vielmehr bestehen komple-
mentäre Aufgabenprofile. Die in der Empfehlung kritisierten Aspekte werden in anderer als der von 
Coramentum vorgeschlagenen Weise optimiert.

Der fachliche Beratungs- und Unterstützungsauftrag des LGL – nicht nur in der Infektionshygiene – 
erstreckt sich über ganz Bayern. Die Gesundheitsämter können im Bedarfsfall die jeweiligen Stellen 
des LGL fachlich zu Rate ziehen. Die Regierungen unterstützen die Gesundheitsämter hingegen 
dauerhaft und werden regelmäßig von diesen eingebunden. Sie verfügen insbesondere über Kennt-
nisse der Gegebenheiten an den einzelnen Gesundheitsämtern auch im Hinblick auf lokal vorhan-
dene Fachlichkeiten sowie personelle Ressourcen und können so zielgerichtet agieren. 

Die Hygienefachberatungen der Regierungen verfügen zudem über spezifische regionale Kenntnisse 
über die Einrichtungen im Zuständigkeitsbereich, die beim LGL so nicht vorliegen. Auch werden die 
Hygienefachberatungen deutlich häufiger in Ortsbegehungen jener Einrichtungen einbezogen, 
wohingegen die SEI bzw. die TFI des LGL insbesondere bei Ausbruchsgeschehen oder anderen 
akuten Ereignissen im konkreten Einzelfall hinzugezogen wird. 

Das LGL nimmt vielfältige Aufgaben wahr, die unmittelbar aus den Vorgaben der Trinkwasserverord-
nung resultieren, wie z. B. die Zustimmung zur Abweichung von Grenzwerten oder Höchstwerten 
chemischer Parameter im Trinkwasser. Die an den Regierungen tätigen Hygiene- und Umweltinge-
nieure stehen den Gesundheitsämtern hingegen vorwiegend bei technischen Fragestellungen bera-
tend zur Seite bis hin zur Beteiligung an Vor-Ort-Begehungen. 

Eine tatsächliche Doppelstruktur ist in keinem der genannten Fälle gegeben. Es handelt sich eher um 
ein Informationsdefizit, wenn die Abgrenzung der Zuständigkeiten auf Ebene der Regierungen, der 
Gesundheitsämter sowie des LGL nicht überall bekannt ist. Dieses soll durch klar definierte Kommu-
nikationswege und die Benennung fester Ansprechstellen im digitalen ÖGD-Handbuch behoben 
werden. 

Eine „Spiegelfachlichkeit“ am LGL ist aus Sicht des StMGP nicht für alle Aufgabengebiete des ÖGD 
erforderlich. Diese ist immer dann sinnvoll und zweckmäßig, wenn fachliche Vorgaben bayernweit 
einheitlich ausgearbeitet oder epidemiologische Daten statistisch zentral ausgewertet werden sol-
len. Leitet sich der fachliche Rahmen abschließend aus den jeweiligen Rechtsgrundlagen ab, wie 
zum Beispiel im Bereich der amtsärztlichen Begutachtung oder der Betäubungsmittelüberwachung, 
so wird ein Spiegelsachgebiet nicht als notwendig erachtet. 

Dem Bedürfnis der Gesundheitsämter nach fachkompetenter Beratung wird neben den vorhande-
nen Sachgebieten des LGL bereits durch Qualitätszirkel entsprochen, deren Geschäftsstellen am 
LGL angesiedelt sind. Diese Gremien dienen dem Expertenaustausch, erarbeiten Handlungsleitfä-
den und stehen allen Mitarbeitenden der Gesundheitsämter als Ansprechpartner zur Verfügung. Das 
StMGP wird den Bedarf an diesen Zirkeln kontinuierlich evaluieren und erforderlichenfalls anpassen. 
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Empfehlung 7:	 Weiterentwicklung des Organisationsaufbaus der  
Gesundheitsämter innerhalb der Kreisverwaltungsbehörden 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten schlägt grundlegende strukturelle Änderungen für Gesundheitsämter vor. Das Haupt-
ziel ist, alle Aufgaben im Bereich Gesundheit, Gesundheitsschutz und Prävention an einer Stelle zu 
bündeln, einschließlich Verwaltung und rechtlichem Vollzug. Demnach sollten auch die neu veranker-
ten Gesundheitsregionenplus und die Fachstellen für Pflege und Lebensqualität (FQA) direkt dem 
Gesundheitsamt zugeordnet werden. Das Gutachten stellt außerdem zwei mögliche Organisations-
modelle vor, die je nach Größe und lokalem Bedarf des Gesundheitsamtes zum Einsatz kommen 
können.

Konkret empfiehlt das Gutachten, dass eine Bündelung der Aufgaben der FQA der kreisfreien Städte 
mit denen der zuständigen Landkreise anzustreben ist, um eine dauerhaft effektive und qualitäts-
gesicherte Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Darüber hinaus sollte die Tuberkulosefürsorge aus 
Sachzusammenhangsgründen regelhaft im Bereich Infektionshygiene verortet werden. Auch bei 
kleineren Gesundheitsämtern sollte im Bereich der Trinkwasserüberwachung eine Spezialisierung 
des eingesetzten Fachpersonals erfolgen.

Grundsätzlich wird zu einer einheitlichen Abbildung des fachlich zu verantwortenden Verwaltungs-
vollzugs unterhalb der Leitung des Gesundheitsamtes geraten, um Reibungs- und Effizienzverlusten 
zu minimieren. Das Gutachten verweist hierzu auf den unter https://www.bay-landkreistag.de/
media/97962/lri-18012023-aktualisierung-mustergeschaeftsverteilungsplan-landratsaemter-
anlage2_mustergeschaeftsverteilungsplan.pdf abrufbaren Mustergeschäftsverteilungsplan des Bay-
erischen Landkreistages für die Landratsämter (Stand: 18.03.2023).

Die Besetzung der Gesundheitsamtsleitung sollte mit einem Amtsarzt erfolgen, der über die Quali-
fikation als Facharzt für Öffentliches Gesundheitswesen verfügt. Ein qualifizierter Verwaltungs- und 
Vollzugsbereich unterhalb der Amtsleitung könnte Fachkräfte des ÖGD von administrativen Aufga-
ben entlasten. Dabei wird eine gleichberechtigte Doppelspitze der Leitung des Gesundheitsamtes 
– wie in einigen Landratsämtern etabliert – kritisch gesehen. Klare Vertretungsregelungen sollen die 
Kontinuität der Aufgabenwahrnehmung sichern. Die Leitung eines staatlichen Gesundheitsamts 
sollte laut Gutachten direkt dem Landrat bzw. der Landrätin ohne eine hierarchische Zwischenebene 
unterstellt werden.

In der Empfehlung 7 des Gutachtens wird zur zweckgerichteten Aufgabenerledigung auch auf den 
Themenkomplex „Führung und Steuerung“ eingegangen, welche nochmals insbesondere bei den 
Empfehlungen 9 bis 11 aufgegriffen werden.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlungen der Organisationsuntersuchung zur Stärkung der Gesundheitsämter werden sei-
tens des StMGP grundsätzlich befürwortet. Die Empfehlung, dass die Leitung eines Gesundheits-
amtes fachlich durch eine Amtsärztin bzw. einen Amtsarzt besetzt werden sollte, wird an den staat-
lichen Gesundheitsämtern bereits seit langem erfolgreich praktiziert. Nachgeordnete Einheiten oder 
Fachbereiche können von qualifiziertem Fachpersonal, wie Sozialpädagogen, Hygienekontrolleuren 
oder ähnlichen Kräften, geleitet werden. 

https://www.bay-landkreistag.de/media/97962/lri-18012023-aktualisierung-mustergeschaeftsverteilungsplan-landratsaemter-anlage2_mustergeschaeftsverteilungsplan.pdf
https://www.bay-landkreistag.de/media/97962/lri-18012023-aktualisierung-mustergeschaeftsverteilungsplan-landratsaemter-anlage2_mustergeschaeftsverteilungsplan.pdf
https://www.bay-landkreistag.de/media/97962/lri-18012023-aktualisierung-mustergeschaeftsverteilungsplan-landratsaemter-anlage2_mustergeschaeftsverteilungsplan.pdf
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Ebenso befürwortet das StMGP die organisatorische Ansiedlung der neu etablierten Gesundheitsre-
gionenplus und der FQA bei den Gesundheitsämtern. Im Hinblick auf Gesundheitsregionenplus ist dies 
ohnehin der rechtlich vorgesehene Regelfall. Auch die Zusammenführung der FQA wird als sinnvoll 
erachtet, um die Synergien zwischen der FQA und dem seitens der Gesundheitsämter beizustellen-
den Fachpersonal zu stärken. Inwieweit in den Fällen, in denen FQA der kreisfreien Städte ohne 
eigenes Gesundheitsamt auf das medizinische Personal der Gesundheitsämter der umliegenden 
Landkreise zurückgreifen sowie eine Bündelung der Aufgaben als Teil der Organisationseinheit zum 
Gesundheitsamt angestrebt werden sollte, bedarf noch der weiteren Prüfung.

Aus Sicht des StMGP ist das im Gutachten vorgestellte aufgabenorientierte Organisationsmodell mit 
fest zugeordnetem ärztlichem Personal vorzugswürdig, da es auch die Größe und die lokalen Gege-
benheiten des Amtes berücksichtigt. Es empfiehlt – im Einklang mit dem Mustergeschäftsvertei-
lungsplan des Bayerischen Landkreistages – Verwaltung und Vollzug als eigene Organisationseinhei-
ten unterhalb der Leitung des Gesundheitsamts zu verorten.

Aus Sicht des StMGP ist es – auch aufgrund der zunehmenden Bedeutung des gesundheitspoliti-
schen Ziels von „Health in all policies“ – unerlässlich, dass die Leitung eines Gesundheitsamtes 
direkten Zugang zur Behördenleitung hat. Ob dies zum Beispiel gewährleistet werden kann, indem 
das Gesundheitsamt die organisatorische Stellung einer Abteilung innerhalb der Kreisverwaltungs-
behörde erhält oder auf anderem Wege sichergestellt wird, muss in Abhängigkeit des Organisations-
aufbaus der Gesamtbehörde betrachtet und vor Ort entschieden werden. Für eine Abbildung als 
eigenständige Abteilung würde grundsätzlich auch die Bedeutung des Gesundheitsamtes in der 
Außenwirkung und die Attraktivität der Leitungsaufgabe sprechen. Zugleich kann es aber auch aus-
reichend sein, wenn sichergestellt wird, dass die Leitung des Gesundheitsamtes bei wesentlichen 
Entscheidungsprozessen, welche Einfluss auf die Gesundheit der örtlichen Bevölkerung haben könn-
ten, frühzeitig einbezogen wird. 

Das StMGP plant in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden die Veröffentlichung 
eines Musterorganigramms für Gesundheitsämter. Dabei sind auch die unterschiedlichen Größen 
der jeweiligen Gesundheitsbehörden zu würdigen. 

Führung und Steuerung 

Empfehlung 8:	 Implementierung sachgerechter Führungs- und Leitungsspannen  
in Gesundheitsämtern 

a.	 Empfehlung des Gutachtens 

Die Grundannahme seitens Coramentum ist, dass die Führungs- und Steuerungsaufgaben, die mit 
personellem, organisatorischem und fachlichem Aufwand verbunden sind, nur mit den hierfür benö-
tigten zeitlichen Kapazitäten wirksam umgesetzt werden können. Als wesentliche Bezugsgröße für 
die Bemessung dieser Ressource wird die sogenannte Leitungsspanne, d. h. die Anzahl der Mitarbei-
tenden, die direkt einer Führungskraft unterstellt sind, genannt. Ein bedarfsgerechter Umfang ist in 
ein angemessenes Verhältnis zur fachspezifischen Bandbreite der Aufgaben zu setzen. Das Gutach-
ten empfiehlt nach Auswertung verschiedener Parameter folgende Kennzahlen:
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(Amts-)Leitung (mit nachgeordneter Führungsebene)
1,00 Vollzeitstelle Leitung zu 3–5 nachgeordneten Sachgebietsleitungen

(Sachgebiets-)Leitung (mit direkt unterstellten Beschäftigten)
1,00 Vollzeitstelle Leitung zu 8–12 nachgeordneten Stellen

Team-/ Gruppen-Leitung (o. ä.)
1,00 Vollzeitstelle Teamleitung zu 15 nachgeordneten Stellen  
(bei homogener Qualifikationsstruktur)

b.	Bewertung des StMGP

 Eine Umsetzung der Empfehlung wird seitens des StMGP grundsätzlich befürwortet. Allerdings sind 
aus Sicht des StMGP die dargestellten Leitungsspannen vor allem für große Gesundheitsämter 
geeignet. Bei kleinen Ämtern erscheint die Untergliederung in drei Hierarchieebenen rein personell 
kaum möglich, da die Einrichtung von Teams nur bei einer gewissen Mindestgröße zielführend ist. 
Die genannten Leitungsspannen dürfen nicht zu einem zusätzlichen Stellenbedarf führen. Die Emp-
fehlung muss daher im Rahmen der vorhandenen Stellen erfolgen und kann aufgrund der Organisa-
tionshoheit innerhalb der Landratsämter und Stadtverwaltungen seitens des StMGP lediglich befür-
wortet werden.

Empfehlung 9:	Priorisierung der Führungsfähigkeit bei der Personalauswahl  
für Leitungspositionen

Empfehlung 10:	Etablierung verbindlicher Aus- und Fortbildungsprogramme  
für (Nachwuchs-)Führungskräfte

Empfehlung 11:	 Verankerung der Führungskräftequalifizierung  
als fester Standard der Personalentwicklung

 Die drei genannten Empfehlungen werden aufgrund ihres engen Sachzusammenhangs gemeinsam 
bewertet.

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten greift an dieser Stelle mehrere Merkmale des modernen Personalmanagements in 
Verwaltungen auf, mit deren Hilfe auf den Wandel in der Arbeitswelt und Gesellschaft, insbesondere 
bedingt durch die Digitalisierung und den demografischen Wandel, reagiert wird. So werden ausführ-
lich wesentliche Eigenschaften moderner Führungskräfte dargestellt. 

Dabei sind eine wirkungsvolle Vorbereitung auf Leitungsaufgaben und regelmäßige Weiterbildungs-
angebote für bereits Führende unerlässlich. Das Gutachten empfiehlt, institutionalisierte Aus- und 
Fortbildungsangebote für (Nachwuchs-)Führungskräfte in bayerischen Gesundheitsämtern zu etab-
lieren. Ziel soll der Ausbau von Führungskompetenzen, Management-Skills und insbesondere von 
Kenntnissen über praxisnahe Steuerungsmöglichkeiten sein. Dadurch werden Aufgaben effizienter 
erfüllt und die Resilienz im Führungsalltag gestärkt. Ein gezieltes Nachwuchsförderprogramm würde 
zudem das Interesse an Führungsaufgaben steigern. Die Qualifizierung von Führungskräften sollte 
ein fester Bestandteil der Personalentwicklung sein. 
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b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird grundsätzlich befürwortet. Ausreichende Führungskompetenz erachtet auch 
das StMGP als essenziell für Leitungspersonal auf allen Ebenen der Gesundheitsverwaltung. Fort-
bildungsangebote für (angehende) Führungskräfte des ÖGD werden von verschiedenen Stellen, ins-
besondere der Akademie für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (AGL), angeboten. Das StMGP 
beabsichtigt, der Ausbildung von Führungskräften zukünftig ein noch größeres Gewicht beizumes-
sen, da insbesondere frühzeitig einsetzende Fortbildungen für Ärztinnen und Ärzte das grundsätzli-
che Interesse an der Übernahme von Führungs- und Leitungsaufgaben stärken und mehr Bewerbun-
gen für entsprechende Positionen generieren kann. 

Empfehlung 12:	Etablierung systematischer On- und Offboarding-Prozesse  
zur Förderung des Wissenstransfers

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Neue Mitarbeitende in den Gesundheitsämtern sollen mit Hilfe eines einheitlichen Einarbeitungs-
konzepts (Onboarding) auf die Dienstaufgaben vorbereitet und in die Lage versetzt werden, die Auf-
gaben entsprechend den Anforderungen zu erfüllen. Ebenso sollte ein Offboarding-Konzept den 
Gesundheitsämtern zur Verfügung gestellt werden, um zum Beispiel den Wissenstransfer bei aus-
scheidenden Mitarbeitenden sicherzustellen. Beide Konzepte müssen vor Ort auf die jeweiligen 
Gegebenheiten angepasst werden. 

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP befürwortet diese Empfehlung. Strukturierte Onboarding- und Offboarding-Konzepte 
sind geeignete Instrumente zur geregelten Weitergabe von behördeninternem Wissen und finden 
bereits vielfach erfolgreich Anwendung, liegen aber grundsätzlich in der Organisationshoheit der 
jeweiligen Behördenleitung. Spezielle Gegebenheiten vor Ort sollten trotz Einheitlichkeit berücksich-
tigt werden. 

Aufgabenkritik und Ablauforganisation 

Empfehlung 13:	Etablierung einer bayernweit einheitlichen digitalen  
Fachanwendung für den ÖGD Bayern 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Gegenüber der aktuell vorherrschenden heterogenen Fachanwendungslandschaft würde eine Ver-
einheitlichung der eingesetzten Fachanwendungen erhebliche Synergieeffekte mit sich bringen. 
Zudem würde ein gesundheitsamtsübergreifender Austausch von Daten erheblich erleichtert. 
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b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung zur Einführung einer einheitlichen Fachanwendung wird befürwortet und ist seitens 
des StMGP u. a. auch in der erstmals im Januar 2023 veröffentlichten Rahmenstrategie Digitalisie�-
rung für den ÖGD in Bayern bereits berücksichtigt. Sie ist somit ein zentrales Ziel der Bayerischen 
Staatsregierung und befindet sich bereits in aktiver Umsetzung unter Nutzung von Synergien mit 
anderen Ländern. Diese Maßnahme ist von strategischer Bedeutung, da sie in den Gesundheitsäm-
tern erhebliche Effizienzeffekte ermöglicht und zugleich den datenübergreifenden Austausch inner-
halb des ÖGD Bayern deutlich voranbringt. Sie bleibt daher integraler Bestandteil der Digitalisie-
rungsstrategie des Ministeriums. 

Bei der Auswahl der einzuführenden einheitlichen Fachanwendung wurde auf eine im Rahmen des 
ÖGD-Paktes durch Baden-Württemberg entwickelte Anwendung zurückgegriffen. Sie zeichnet sich 
durch einen hohen Grad an Einbindung der Mitarbeitenden und damit Nutzerzentriertheit aus und 
wird gleichsam mit dem ÖGD bzw. aus dem ÖGD heraus entwickelt. Geplant ist zunächst eine 
Anpassung der Anwendung auf bayerische Voraussetzungen, anschließende Pilotierung und schritt-
weiser Rollout an allen Gesundheitsämtern.

Die einzuführende einheitliche Fachanwendung ist nicht als abgegrenzte, isolierte Anwendung zu 
verstehen, vielmehr ist von der Etablierung eines einheitlichen digitalen Ökosystems auszugehen. 
Dieses umfasst die Integration der in Bayern entwickelten Wasserfachanwendung (WAFA) sowie 
die interoperable Ausgestaltung mit dem ÖGD-Bürgerportal „gesundheitsamt.bayern – Mein digita-
les Gesundheitsamt“ und dem vom Bund bereitzustellenden Elektronischen Melde- und Informati-
onssystem für Gesundheitsämter (EMIGA) im Bereich des Infektionsschutzes.

Empfehlung 14:	Förderung künstlicher Intelligenz (KI) im ÖGD im Rahmen  
einer zentralen KI-Initiative 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Aufgrund der Aktualität und des Stellenwerts des Einsatzes von  KI wird empfohlen, ein zentrales 
Projekt hierzu aufzusetzen.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird befürwortet. Im Rahmen des zweiten Förderaufrufs des  Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) zum Förderprogramm von Maßnahmen zur Steigerung und Weiterentwicklung 
des digitalen Reifegrades des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Deutschland wurde von Bayern 
erfolgreich die koordinierte Landesmaßnahme „Standardisierung, Automatisierung und Entschei-
dungsunterstützung im Bereich der  Schuleingangsuntersuchung (SEU) unter Einbindung wissen-
schaftlicher Expertise“ beantragt. Im Rahmen dieses Förderprojekts werden aktuell zwei Forschungs-
vorhaben zur Prüfung des unterstützenden Einsatzes von KI im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung 
gefördert. Das eine prüft den Einsatz von KI und Verfahren der automatischen Sprachverarbeitung, 
um die Objektivität der Erkennung von Sprachentwicklungsstörungen bei Kindern zu verbessern. Das 
zweite Vorhaben hat die Entwicklung eines KI-gestützten Analysesystems zum Ziel, mit dem von den 
untersuchten Kindern zu malende Bilder nach entwicklungsrelevanten Gesichtspunkten bewertet 
werden. Im Speziellen wird das Verständnis von Geometrie analysiert, wie beispielsweise die korrekte 
Anatomie und die Proportionen von Menschen, sowie von Mengenverhältnissen.
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Zunächst werden die Ergebnisse der beiden Forschungsvorhaben abgewartet und anschließend ent-
schieden, ob und wie die o. g. Anwendungen unterstützend in den Gesundheitsämtern verwendet 
werden können. Hierbei ist auf eine enge Verzahnung mit den Projekten „gesundheitsamt.bayern“ 
und der einheitlichen digitalen Fachanwendung zu achten. Vor allem muss die weitere, ressortüber-
greifende Implementierung von KI in der bayerischen Staatsverwaltung berücksichtigt werden, um 
mögliche KI-Insellösungen im ÖGD auf fachlich prioritäre, nicht anders abgebildete Verfahren zu 
beschränken.

Empfehlung 15:	Implementierung eines strukturierten Dialogformats  
zur digitalen Transformation im ÖGD 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Empfohlen wird ein strukturiertes Austauschformat zwischen Gesundheitsämtern, Regierungen und 
StMGP zur Abstimmung bzgl. Digitalisierungsthemen.

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP befürwortet diese Empfehlung. Die Stärkung von Kommunikation und Austausch ist ein 
wichtiges Handlungsfeld, in dem das StMGP bereits eine Reihe von Maßnahmen ergreift und fort-
laufend weiter ausbaut. 

Es finden regelmäßig virtuelle Erfahrungsaustausche zu bestimmten Digitalisierungsthemen statt, 
welche allen ÖGD-Behörden offenstehen. Während des Jahres 2025 fanden ergänzend hierzu Prä-
senzveranstaltungen (Regionalkonferenzen in Nürnberg, München und Regensburg sowie Fachta-
gung Digitalisierung ÖGD in Nürnberg) statt, um den persönlichen Austausch zu stärken. Zudem 
wurde Anfang Februar 2025 eine digitale Projektmesse für den ÖGD organisiert. Etabliert wurden 
des Weiteren koordinierende Digitalisierungsmanager an den Regierungen, welche die Vernetzung 
und den Austausch zu Digitalisierungsthemen im jeweiligen Regierungsbezirk organisieren und als 
Informationsvermittler zwischen StMGP, LGL und Gesundheitsämtern dienen. Unter der Moderation 
der koordinierenden Digitalisierungsmanager finden inzwischen auch regelmäßig regionale Austau-
sche statt. Bayernweite Austauschformate sind über die regelmäßig stattfindenden Dienstbespre-
chungen mit den Leitungen der Gesundheitsverwaltung sowohl auf Regierungs- als auch auf Gesund-
heitsamtsebene gegeben. Weitere Informations- und Kommunikationsformate sind ein Newsletter, 
das überarbeitete digitale ÖGD-Handbuch, das ÖGD-Wiki sowie zur bundesweiten Vernetzung auch 
die Plattform Agora. Die Empfehlung des Gutachtens wird insofern bereits umgesetzt. Ein über die 
genannten Kommunikationsformate hinausgehender Handlungsbedarf besteht nicht mehr.

Empfehlung 16:	Professionalisierung der infektionshygienischen Überwachung

a.	 Empfehlung des Gutachtens 

Das Gutachten erläutert die Rahmenbedingungen der infektionshygienischen Überwachung in Bay-
ern und stellt hierzu eine Übersicht über die von den Gesundheitsämtern überwachten Krankenhäu-
ser dar. Insbesondere wird auf das im Jahr 2011 etablierte Konzept „für die infektionshygienische 
Überwachung von Einrichtungen im Gesundheitswesen durch den ÖGD“ des LGL und dessen drei 
Säulen „Regel-Überwachung“, „Schwerpunktprojekte“ und „anlassbezogene Überwachung“ sowie 
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auf bestehende fachliche Unterstützungsmöglichkeiten durch die Regierungen und des LGL hinge-
wiesen. Konkret empfiehlt das Gutachten eine deutliche Erweiterung der Fachexpertise in den 
Gesundheitsämtern, da den Mitarbeitenden des ÖGD auf Seiten der zu überwachenden Einrichtun-
gen in aller Regel gut ausgebildetes Hygienefachpersonal gegenübersteht sowie die Prüfung einer 
(anteiligen) Zentralisierung von Aufgaben der Krankenhaushygiene auf Regierungsebene. 

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP kann dieser Empfehlung nicht folgen. Das  Überwachungskonzept mit Regel-Überwa-
chung, Schwerpunktprojekte und anlassbezogener Überwachung hat sich in den vergangenen Jah-
ren bewährt und soll aus fachlicher Sicht beibehalten werden. Die Aufgabe der infektionshygieni-
schen Überwachung der medizinischen Einrichtungen sollte dabei bei den Gesundheitsämtern 
belassen werden. Eine Entkopplung der Zuständigkeiten für die infektionshygienische Überwachung 
und den übrigen Aufgaben des Infektionsschutzes in den Krankenhäusern hätte ein Informations- 
und Kommunikationsdefizit auf beiden Seiten zur Folge, die die adäquate Bewältigung der jeweiligen 
Aufgaben beeinträchtigen würde. 

Der Hinweis von Coramentum, dass die Fachexpertise im Bereich der Krankenhaushygiene nicht 
ausreichend ist, kann nicht geteilt werden. Bereits der Amtsarztlehrgang vermittelt ärztlichen Mitar-
beitenden den Themenkomplex Infektionshygiene umfassend. Darüber hinaus bietet die AGL mit 
der jährlichen Veranstaltung „Hygiene in Klinik und Praxis“ eine regelmäßige und aktuelle Pflichtfort-
bildung zu dieser Thematik an. Aus Mitteln des Paktes ÖGD wurde eine Ausbildungsinitiative im 
Bereich der Hygiene gestartet. Diese beinhaltet die obligatorische Teilnahme am Modul I „Hygiene-
beauftragter Arzt“ sowie für ausgewähltes ärztliches Personal an allen Gesundheitsämtern zwei 
weitere spezialisierte Module der curricularen Fortbildung Krankenhaushygiene. Hierdurch kann, wie 
im Gutachten aufgezeigt, dem stetigen Weiterentwicklungsbedarf Rechnung getragen und somit 
eine Erweiterung der Fachexpertise in den Ämtern erreicht werden. Erforderlichenfalls mit Unter-
stützung der Fachberater für Krankenhaushygiene der Regierungen sowie ggf. durch das LGL kann 
auf „Augenhöhe“ mit den zu überwachenden Einrichtungen agiert werden. Die im Gutachten 
erwähnte Option, externe Unterstützung durch Dritte im Vollzug bei dieser hoheitlichen Dienstauf-
gabe beizuziehen, wird daher gegenwärtig nicht in Betracht gezogen. 

Empfehlung 17:	Etablierung einer risikobasierten Überwachungs-  
und Begehungsplanung 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Eine angemessene Überwachung im Bereich Infektionsschutz / Hygiene kann nur durch ein im Vor-
feld geplantes Vorgehen sowie ein internes Controlling effektiv und effizient umgesetzt werden. 
Daher empfiehlt das Gutachten, dass alle grundsätzlich zu überwachenden medizinischen Einrich-
tungen erfasst sowie nach Risikoprofil priorisiert und dementsprechend die Begehungsintervalle 
festgelegt werden sollten. Diese sollten auf Ebene der Gesundheitsämter in Begehungsplänen 
zusammengefasst werden. Im Weiteren gibt das Gutachten empfehlende Hinweise zur Überwa-
chung von nichtmedizinischen Einrichtungen. 
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b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP stimmt der Empfehlung grundsätzlich zu. Das Umsetzungskonzept zur infektionshygie-
nischen Überwachung von Einrichtungen des Gesundheitswesens durch den ÖGD wurde bereits 
umfassend überarbeitet und als „Aktualisierte Hinweise für die infektionshygienische Überwachung 
von Einrichtungen im Gesundheitswesen durch den ÖGD in Bayern“ im Juli 2023 den Gesundheits-
ämtern zur Verfügung gestellt. Es enthält u. a. Empfehlungen zu einrichtungsbezogenen Begehungs-
intervallen, anhand der die Gesundheitsämter ihre individuellen Begehungspläne auszurichten haben. 
Hingegen sollte aus fachlicher Sicht die Entscheidung zur Frequenz der Überwachung von Gemein-
schaftseinrichtungen und anderen nicht-medizinischen Einrichtungen dem pflichtgemäßen Ermes-
sen der Gesundheitsämter obliegen, da hier insbesondere die Gegebenheiten vor Ort entscheidend 
für Häufigkeit und Umfang der infektionshygienischen Überwachung sind. Begehungen von nicht-
medizinischen Einrichtungen, die im Infektionsschutzgesetz (IfSG) nicht explizit der infektionshygie-
nischen Überwachungspflicht der Gesundheitsämter unterliegen, sind lediglich anlassbezogen mög-
lich und in „mehrjährigen Begehungsplanungen“ nicht erfassbar.

Mit dem oben genannten Umsetzungskonzept zur infektionshygienischen Überwachung wurden die 
Gesundheitsämter klar und umfassend zur Durchführung der Aufgaben unterstützt. Daher besteht 
hier kein weiterer Handlungsbedarf. 

Empfehlung 18:	Modernisierung des Trinkwasservollzugs durch Digitalisierung, 
Risikomanagement und zentrale Standards

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten bewertet kritisch, dass in den Gesundheitsämtern vorliegende Datengrundlagen zu 
den überwachungspflichtigen Wasserversorgungseinheiten auf Grundlage der im Jahr 2023 erfolg-
ten umfassenden Novellierung und Neuordnung der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) teilweise 
unvollständig sind. Ursächlich dafür sieht das Gutachten die fehlenden internen Vorgaben zur Daten-
pflege auf Ebene der Gesundheitsämter. Vor diesem Hintergrund wird eine umfangreichere und vor 
allem strukturierte Einbindung ärztlicher Leitungskräfte durch die mit der Fachaufgabe betrauten 
Hygienekontrolleure empfohlen. Ebenfalls fehlt es laut Gutachten in den meisten Gesundheitsäm-
tern an der Umsetzung einer risikobasierten Prioritätensetzung der Überwachung der verschiedenen 
Anlagen sowie einer strukturierten Begehungsplanung. Aus Sicht des Gutachtens wäre es im Vor-
feld von komplexen, vor allem aber bei öffentlichkeitswirksamen Ereignissen ratsam, ein multiprofes-
sionelles Vorgehen zwischen Ärzten, Hygienekontrolleuren und Vollzugskräften abzustimmen und 
verbindlich festzulegen.

Im Weiteren verweist das Gutachten auf ein zum Zeitpunkt der Organisationsuntersuchung noch in 
Entwicklung befindliches digitales Fachverfahren mit funktionierenden Schnittstellen zwischen 
Behörden, Laboren, Versorgern und ggf. Dritten (z. B. Ingenieurbüros), auf dessen Basis auch ein 
wirkungsvolles Fach- und Ressourcencontrolling aufgebaut werden könnte. Die im Rahmen der 
Novellierung der TrinkwV erforderliche Aktualisierung von Vollzugshinweisen und -hilfen sowie gän-
giger Formulare sollte von zentraler Stelle zügig umgesetzt und der entsprechende Fortbildungsbe-
darf gedeckt werden. 
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b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP stimmt dem Gutachten zu, wonach ausführliche und umfassende Vollzugshilfen zur 
TrinkwV sinnvoll sind, da sie der Unterstützung der Gesundheitsämter dienen und zu einem bayern-
weit einheitlichen Vollzug beitragen. Deren Einhaltung und Umsetzung liegt auf Ebene der Gesund-
heitsämter in der Verantwortung der ärztlichen Leitung und wird von den Regierungen im Rahmen 
der Fachaufsicht überwacht. Die Aktualisierung der FAQ-Liste des StMGP zur TrinkwV erfolgt fort-
laufend.

Auch die Aktualität und Vollständigkeit der Datengrundlagen für die überwachungspflichtigen Was-
serversorgungsanlagen ist aus Sicht des StMGP wichtig. Die vollständige Digitalisierung der Trink-
wasserüberwachung ist Gegenstand der Digitalisierungsprojekte „Schnittstellenüberwachung und 
Austauschplattform Trinkwasserhygiene“ (SHAPTH) und WAFA. Bei WAFA ist auch eine Überwa-
chungs- und Begehungsplanung ein wichtiger Bestandteil. Mit beiden Maßnahmen wird die im Gut-
achten geforderte Digitalisierung sowie eine einheitliche Begehungsplanung und -dokumentation 
vollumfänglich umgesetzt.

Aufgrund neuer Regelungen durch die Novellierung der TrinkwV entsteht ein Schulungsbedarf für die 
Mitarbeitenden insbesondere an den Regierungen und den Gesundheitsämtern. Dieser wird laufend 
über Fortbildungsangebote der AGL gedeckt, z. B. durch die Jahrestagung des Hygienekontrolldienst 
und den Qualitätszirkel „Trinkwasser“ aber auch durch die Aktualisierung der beiden Ausbildungs-
lehrgänge für Amtsärzte und für Hygienekontrolleure. 

Empfehlung 19:	Entlastung der Gesundheitsämter bei Erstuntersuchungen  
von Asylantragstellenden

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten empfiehlt den gemäß dem Asylgesetz (AsylG) landesrechtlich festzulegenden 
Umfang der Untersuchungen zu prüfen, da Bayern als einziges Bundesland regelhaft serologische 
Untersuchungen nach HIV und Hepatitis B durchführt. Der hieraus resultierende organisatorische 
Aufwand für die Gesundheitsämter sowie die Kosten der Laboruntersuchung am LGL würden nicht 
im Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen, insbesondere des Schutzes der Bevölkerung vor einem Ein-
trag entsprechender Infektionen stehen.

Darüber hinaus wird grundsätzlich der hohe organisatorische Aufwand zur Durchführung sämtlicher 
Untersuchungen im Zusammenhang mit dem AsylG (körperliche Untersuchung, Anamnese, Rönt-
gen, etc.) angesprochen. Aus Sicht des Gutachtens sollte geprüft werden, inwieweit Aufgaben, wel-
che regelhaft vom ärztlichen Personal des örtlich für das jeweilige ANKER-Zentrum zuständig ist, auf 
nicht-ärztliches Personal delegiert werden kann. Darüber hinaus empfiehlt das Gutachten Möglich-
keiten zu prüfen, geeignete Dritte mit der Durchführung der Untersuchungen zu beauftragen, ins-
besondere an das bereits ohnehin zur laufenden Gesundheitsversorgung in den ANKER-Zentren 
tätige Fachpersonal.

Weiterhin kritisiert das Gutachten den Stand der Digitalisierung bei der Datenerfassung und -über-
mittlung der im Rahmen der Untersuchungen nach dem AsylG erhobenen Befunde. 
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b.	Bewertung des StMGP

Der Empfehlung wird seitens des StMGP grundsätzlich zugestimmt. Die Möglichkeit der Beauftra-
gung Dritter zur Durchführung von Gesundheitsuntersuchung ist grundsätzlich bereits in der Gesund-
heitsuntersuchungsverwaltungsvorschrift (GesZVV) vorgesehen. Das StMGP befürwortet die Ver-
gabe der Erstuntersuchung in den ANKER-Zentren an externe medizinische Dienstleister. Ob die mit 
der kurativen Versorgung in ANKER-Zentren beauftragten Ärzte zusätzlich durch die Gesundheits-
ämter zur Untersuchung nach dem AsylG beauftragt werden können, ist jeweils zu prüfen. Das nicht-
ärztliche Personal in der Unterbringungsverwaltung kann hierfür aber nicht – auch nicht anteilig – her-
angezogen werden, da die Anamnese und körperliche Untersuchung zu den originär ärztlichen 
Kompetenzen gehören. Teilweise ist mittlerweile eine externe Beauftragung erfolgt, darüber hinaus 
unterstützen die Regierungen in der Regel die betroffenen Ämter personell.

Das StMGP hat bereits mehrfach eine Beschränkung der Blutuntersuchung nach Hepatitis und HIV 
auf begründete Verdachtsfälle geprüft. Im Ergebnis ist zu erwarten, dass dies zu einem deutlich 
erhöhten Aufwand für die Gesundheitsämter führt, da für jeden Einzelfall eine Risikoanalyse durch-
geführt werden müsste. Diese umfasst neben der Inzidenz der zu prüfenden Krankheiten im Her-
kunftsland auch die Erfassung und Bewertung der gesamten Fluchtroute, sowie eine ausführliche 
Sexualanamnese. Eine umfassende Anamnese für diese Situationen ist gerade auch bei den zu 
erwartenden Sprachbarrieren nicht ohne hohen zeitlichen Aufwand und häufig erst nach mehrmali-
gem vertrauensbildendem Kontakt möglich. Die regelhafte Untersuchung auf HIV und Hepatitis B 
umgeht diese Schwierigkeiten. 

Das verpflichtend zu verwendende Ausländerzentralregister (AZR) als bundesweit einheitliches elek-
tronisches Datensystem verfügt aufgrund einer grundsätzlich anderen Zweckbestimmung nur über 
rudimentäre Möglichkeiten zur medizinischen Dokumentation. Möglichkeiten der Erfassung der 
Krankengeschichte, körperliche und apparative Untersuchungen inklusive Bilddaten von Röntgenun-
tersuchungen, Laborbefunde und Empfehlungen zum weiteren Vorgehen zu speichern und bundes-
weit allen zuständigen Gesundheitsbehörden, z. B. bei Verlegung von Personen zwischen verschie-
denen Unterkünften, zugänglich zu machen, ist weiterhin dringend erforderlich. Dementsprechend 
wurde ein umfassendes Geschäftsprozess-Screening zum Vollzug der Gesundheitsuntersuchungen 
nach dem AsylG in Bayern angestoßen, mit dem Ziel einer zeitnahen Digitalisierung des Verfahrens. 

Empfehlung 20:	Vereinfachung und Digitalisierung des Abrechnungsverfahrens  
bei subsidiären Impfungen

a.	 Empfehlung des Gutachtens 

Die Verfahrenswege zur Impfstoffbeschaffung, -bevorratung und Kostentragung bzw. Abrechnung 
richten sich je nach Vollzugsrahmen in Abhängigkeit der Rechtskreiszugehörigkeit entweder nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) oder nach dem IfSG. Das Gutachten empfiehlt den 
damit verbundenen verwaltungsökonomischen Aufwand zu reduzieren. Konkret wird vorgeschlagen 
in einem ressortübergreifenden Prozess die Kostentragung im Rahmen des AsylbLG auf Basis eines 
aus den Erfahrungswerten der Vorjahre ermittelten Finanzierungsbudgets zu zentralisieren sowie die 
Abrechnung mit den Krankenkassen auf Grundlage des IfSG mittels der belegten Anzahl der vorge-
nommenen Schutzimpfungen ohne personenbezogene Auflistung zu pauschalisieren. Bei fehlender 
Umsetzungsmöglichkeit sollte als Minimallösung zumindest die Digitalisierung der personenbezoge-
nen Dokumentation vorangetrieben werden. 
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b.	Bewertung des StMGP

Der Empfehlung kann grundsätzlich zugestimmt werden. Die Gesundheitsämter bieten subsidiär zu 
den Einrichtungen der Regelversorgung Impfungen an. Dabei ist der Verfahrensweg zur Impfstoff-
beschaffung, -bevorratung und -abrechnung unterschiedlich für verschiedene Personenkreise. Imp-
fungen für Asylbewerber nach AsylbLG werden mit dem örtlichen Träger (i. d. R. zuständiges Sozial-
amt des Landkreises bzw. der kreisfreien Stadt) abgerechnet und letztlich vom für das AsylbLG 
zuständigen StMI erstattet. Impfungen von gesetzlich krankenversicherten Personen werden von 
der jeweiligen gesetzlichen Krankenkasse erstattet. Die Impfstoffe werden logistisch je nach gebo-
tenem Verfahrensweg vom Gesundheitsamt getrennt beschafft und gelagert. 

 Das StMGP sieht nach eingehender Prüfung des Prozesses auf mögliche Vereinfachungen sowie 
Möglichkeiten der Digitalisierung keine Möglichkeiten zur Etablierung eines ressortübergreifenden 
Abrechnungsverfahrens.  Verhandlungen mit den Krankenkassenverbänden über ein vereinfachtes 
Abrechnungsverfahren (Umlageverfahren) sind abgeschlossen. Die Finalisierung der entsprechen-
den Vereinbarung und Kommunikation des vereinfachten Verfahrens an die Gesundheitsämter ist 
Ende 2025 erfolgt.

Empfehlung 21:	Sicherstellung eines einheitlichen und effizienten Vollzugs  
des Masernschutzgesetzes 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten kritisiert den heterogenen Vollzug des Masernschutzgesetzes in den Gesundheits-
ämtern sowohl inhaltlich im Sinne des verwaltungsseitigen Ermessens als auch im Hinblick auf die 
eingesetzte Personalressource. Häufig sind ausschließlich Ärzte und keine Vollzugsmitarbeitenden 
mit den Sachverhalten befasst. Das ärztliche Personal sollte sich jedoch mit den medizinischen sowie 
fachlichen bzw. fachrechtlichen Fragestellungen befassen und nicht die verwaltungsrechtlichen bis 
juristischen Klärungsbedarfe (mit-)übernehmen. 

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP stimmt dem Gutachten zu, wonach das Fachpersonal des ÖGD nicht Aufgaben von Voll-
juristen bzw. Verwaltungsbeamten wahrnehmen kann bzw. sollte. In den Fällen, in denen ein fachlich 
zu verantwortender Verwaltungsvollzug unterhalb der Leitung des Gesundheitsamtes etabliert ist 
(siehe Empfehlung 7), dürfte die zuvor dargestellte alleinige Sachbearbeitung durch ärztliches Perso-
nal nicht oder allenfalls bei temporären Vakanzen im Bereich des Verwaltungspersonals vorliegen. In 
den übrigen Fällen erfolgt nach fachlicher (ärztlicher) Bewertung eine Übergabe an eine Vollzugs-
stelle innerhalb der eigenen Kreisverwaltungsbehörde. Wie genau in diesen Fällen die jeweiligen 
Zuständigkeiten im Rahmen der Geschäftsverteilung geregelt sind, unterliegt der Organisationsho-
heit der Kreisverwaltungsbehörde. Gleichwohl wird die Auffassung geteilt, dass vorhandenes Perso-
nal möglichst entsprechend seiner Qualifikation eingesetzt wird. Dieser Aspekt wird seitens des 
StMGP zukünftig nochmals deutlich artikuliert. 

Aus Sicht des StMGP wird ein bayernweit einheitlicher Vollzug des Masernschutzgesetzes ange-
strebt. Um dies zu erreichen, wurden umfangreiche Handlungsempfehlungen für die Gesundheits-
ämter erstellt, die laufend aktualisiert und online über das digitale ÖGD-Handbuch abrufbar gehalten 
werden. Darüber hinaus werden weitere Vollzugshinweise über die Regierungen erteilt. 
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Mit der Einführung einer einheitlichen digitalen Fachanwendung in den bayerischen Gesundheits-
ämtern wird ein Modul zum Vollzug des Masernschutzgesetzes zur Verfügung gestellt. Auch hier-
durch wird ein bayernweit einheitliches Vorgehen über alle Gesundheitsämter erleichtert. Weiterhin 
bietet „gesundheitsamt.bayern“ künftig die Möglichkeit, die Kommunikation im Rahmen des Voll-
zugs des Masernschutzgesetzes digital mit Gemeinschaftseinrichtungen und Bürgern abzubilden – 
auch hier fördern hinterlegte digitale Antragsstrecken eine Standardisierung und Erleichterung des 
Vollzugs.

Empfehlung 22:	Definition des umweltmedizinischen Alltagsgeschäfts und  
Etablierung einer Sonderzuständigkeit an den Regierungen 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten sieht den Schwerpunkt des Aufgabenbereichs umweltbezogener Gesundheitsschutz 
auf Ebene der Gesundheitsämter vor allem bei der Erstellung von umwelthygienischen und umwelt-
medizinischen Stellungnahmen. Hierdurch sollen die zuständigen Stellen eine fachkundige Beratung 
und Entscheidungshilfe erhalten. Das hierzu erforderliche Fachwissen ist in den Gesundheitsämtern 
aber laut Gutachten äußerst unterschiedlich ausgeprägt.

Fragestellungen im umweltbezogenen Gesundheitsschutz, die über das „Alltagsgeschäft“ hinaus-
gehen, sollen zur Sicherstellung einer effizienten Bearbeitung zentral als Sonderzuständigkeit bei der 
jeweiligen Regierung verortet und gebündelt werden. Hierzu ist zunächst die Definition des „Alltags-
geschäfts“ erforderlich, welches weiterhin aufgrund der erforderlichen örtlichen Nähe für Begehun-
gen, Beprobungen und Gremienarbeit bei den Gesundheitsämtern verbleiben soll. Insbesondere 
Synergieeffekte bei komplexen Fragestellungen könnten hinsichtlich vorhandener einschlägiger 
Fachexpertise durch die Zusammenarbeit mit anderen Organisationseinheiten auf Ebene der Regie-
rungen besser genutzt werden (z. B. Gewerbeaufsichtsamt, Umweltschutz). 

b.	Bewertung des StMGP

Der Empfehlung kann nur zu Teilen zugestimmt werden. Aus Sicht des StMGP fallen unter das „All-
tagsgeschäft“ jene Anfragen von Bürgerinnen und Bürgern sowie anderer Behörden der Ortsebene, 
welche regelmäßig an Gesundheitsämter herangetragen werden. Diese können in der Regel eigen-
ständig mit vorhandener Ortskenntnis und Erfahrungswissen beantwortet werden. Dies betrifft ins-
besondere eine fachliche Beteiligung an Entscheidungsvorgängen anderer Behörden, ohne dass 
dadurch deren Zuständigkeiten übernommen werden. Die Gesundheitsämter bewerten dabei etwa-
ige direkte oder indirekte gesundheitliche Auswirkungen, beispielsweise bei Vorgängen mit Bezug 
zum Wasser- und Bestattungsrecht. Die an den Regierungen angesiedelten Hygieneingenieure und 
-kontrolleure sind hier im Bedarfsfall unterstützend tätig und können durch Vernetzung und Koordina-
tion der Gesundheitsämter untereinander fehlendes Erfahrungswissen eines einzelnen Gesundheits-
amtes bereits auf der Ortsebene kompensieren.

Die in Rede stehende Zentralisierung käme daher allenfalls bei Fragestellungen in Betracht, welche 
außergewöhnlicher Natur sind und daher nicht wiederholend bei einzelnen Gesundheitsämtern auf-
treten. Beispiele hierfür sind erstmalig festgestellte, besondere Kontaminationen von Böden oder 
Grundwasser. In diesen Fällen bietet das LGL mit seinen spezialisierten Sachgebieten und seiner 
wissenschaftlichen und analytischen Expertise kompetente fachliche Unterstützung. 
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Das StMGP kommt daher zum Schluss, dass der Empfehlung zur Zentralisierung von Teilaufgaben 
des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes nicht zu folgen ist. Das vorhandene Fortbildungsange-
bot in diesem Bereich ist zu stärken, lokale Netzwerke zwischen den Gesundheitsämtern sind aus-
zubauen und das fachliche Beratungsangebot des LGL ist auch über das digitale ÖGD-Handbuch 
niedrigschwellig zugänglich zu machen. 

Empfehlung 23:	Zentralisierung der Kenntnisüberprüfung von  
Heilpraktikeranwärtern

a.	 Empfehlung des Gutachtens

In Bayern sind die Kreisverwaltungsbehörden für die Erteilung einer Heilpraktikererlaubnis zuständig. 
Eine Voraussetzung für die Erteilung der Erlaubnis ist im Regelfall das Bestehen einer sogenannten 
Kenntnisüberprüfung. Diese wird für ganz Bayern an elf (vier kommunalen und sieben staatlichen) 
Gesundheitsämtern durchgeführt. Das Gutachten beschreibt einen enorm hohen Verwaltungsauf-
wand für die überprüfenden Gesundheitsämter und schlägt vor, die Kenntnisüberprüfung bei drei 
Regierungen zu konzentrieren. Als weitere Argumente werden eine größere inhaltliche Einheitlichkeit 
der Prüfungen und einfachere Möglichkeit der Digitalisierung bei nur drei Standorten angeführt. 

b.	Bewertung des StMGP

 Dem Vorschlag wird seitens des StMGP nicht zugestimmt. Der in der Tat erhebliche Verwaltungsauf-
wand der überprüfenden Gesundheitsämter würde sich bei Konzentration auf drei Standorte nicht ver-
ringern. Insbesondere die hohe Anzahl an Prüflingen, die bereits bei einzelnen Gesundheitsämtern zu 
Teilnehmerbegrenzungen führt, würde bei einer Bündelung an drei Regierungen zu noch größeren 
Kapazitätsproblemen führen. Der dadurch entstehende zusätzliche administrative Aufwand wäre nur 
durch zusätzliches Verwaltungspersonal an den Regierungen zu leisten. Dies erscheint aktuell nicht 
realisierbar. Eine größere Vereinheitlichung der Prüfungen kann aus Sicht des StMGP auch auf andere 
Weise erreicht werden.

Zudem würde eine Verlagerung der Heilpraktikerüberprüfungen an die Regierungen eine Änderung 
von Bundesrecht voraussetzen. Die einschlägige Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz) sieht vor, dass über den 
Antrag auf Erteilung der Heilpraktikererlaubnis die untere Verwaltungsbehörde im Benehmen mit dem 
Gesundheitsamt entscheidet. Bayern hat dies in der Folge lediglich dahingehend konkretisiert, dass 
nicht jedes der 76 Gesundheitsämter für die Kenntnisüberprüfung zuständig ist. Vielmehr wurde die 
Zuständigkeit bei sieben staatlichen (einem pro Regierungsbezirk) und vier kommunalen Gesundheits-
ämtern gebündelt, wodurch bereits eine Bündelung der Verwaltungsverfahren und eine Effizienzstei-
gerung erreicht wurde.

Empfehlung 24:	Optimierung des Vergabeverfahrens zur zweiten Leichenschau

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten führt zunächst zu der – zum Zeitpunkt der Organisationsuntersuchung noch nicht ein-
geführten – zweiten Leichenschau in Bayern aus. Es wurde befürchtet, dass die elektronische Ver-
gabeplattform für bislang verwaltungsunerfahrene Ärzte eine große Herausforderung sei und sich 
daher nicht genügend Interessenten finden würden.
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b.	Bewertung des StMGP

Die Befürchtungen haben sich nicht bestätigt, es gab für jedes Krematorium Bewerber. Die Vergabe 
ist mittlerweile abgeschlossen und die zweite Leichenschau wurde zum 01.04.2025 erfolgreich ein-
geführt. 

Empfehlung 25:	Übertragung von Überwachungsaufgaben im  
Betäubungsmittel-Verkehr auf Pharmazieräte 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die Betäubungsmittelüberwachung in den öffentlichen Apotheken in Bayern wird derzeit durch eine 
Doppelstruktur gekennzeichnet: Einerseits kontrollieren die Gesundheitsämter den Betäubungsmit-
telverkehr, was fast ausschließlich durch ärztliches Personal erfolgt; andererseits nutzen die Kreis-
verwaltungsbehörden ehrenamtliche Pharmazieräte für die übrige arzneimittel- und apothekenrecht-
liche Überwachung. Dies führt zu separaten Begehungen der Apotheken durch zwei unterschiedliche 
Stellen.

Aus verwaltungsökonomischen Gründen und zur Entlastung der öffentlichen Apotheken wird daher 
die Prüfung einer Übertragung der Betäubungsmittelüberwachung auf die Pharmazieräte angeregt, 
um die Aufsicht an dieser Stelle zu bündeln. Ungeachtet dessen ist die Effektivität der Betäubungs-
mittelkontrolle, insbesondere über die Abgabe in öffentlichen Apotheken, derzeit nicht abschließend 
bewertbar. Um eine zielführende Überwachung zu gewährleisten, wird die Notwendigkeit einer zen-
tralen, kreisgebietsübergreifenden Datenerfassung über die Betäubungsmittelabgabe betont.

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP kann der Empfehlung nicht zustimmen. Die Überwachung des legalen Betäubungsmit-
telverkehrs in Apotheken, ärztlichen und zahnärztlichen Praxen, Krankenhäusern, Alten- und Pflege-
heimen, Hospizen, Einrichtungen der spezialisierten ambulanten Palliativversorgung, Einrichtungen 
der Rettungsdienste sowie Einrichtungen, in denen eine Behandlung mit dem Substitutionsmittel 
Diamorphin stattfindet, ist Aufgabe der Kreisverwaltungsbehörden. Sie dient insbesondere dem 
Zweck, Formen des Missbrauchs zu unterbinden. Dazu ist u. a. ein Abgleich auch der personenbezo-
genen Daten zwischen ärztlichen Verordnungen und den in Apotheken abgegebenen Betäubungs-
mitteln erforderlich, um unter anderem Rezeptfälschungen oder Mehrfachverordnungen durch ver-
schiedene Ärzte („Arzt-Hopping“) aufzudecken. Ein solcher Abgleich kann effizient und unbürokratisch 
nur erfolgen, wenn die gesamte Überwachung des legalen Betäubungsmittelverkehrs in einer Hand 
liegt. Es wird daher seitens des StMGP kein Mehrwert in der selektiven Übertragung der Überwa-
chung allein in den Apotheken auf die ehrenamtlichen Pharmazieräte gesehen. Es würden sich 
zudem komplexe Finanzierungsfragen ergeben, da die ehrenamtlichen Pharmazieräte aus den Mit-
gliedsbeiträgen der Apothekenkammer finanziert werden. 

Gemäß der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung (BtMVV) führt das Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte (BfArM) für die Länder bereits ein Register mit Daten über das Ver-
schreiben von Substitutionsmitteln (Substitutionsregister). Der Mehrwert der im Gutachten genann-
ten „zentralen Datei“ ist daher nicht ersichtlich.
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Empfehlung 26:	Umstellung auf ein reines Online-Verfahren bei Belehrungen im 
Bereich der Lebensmittelhygiene 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Sowohl aus Gründen der Verwaltungsökonomie als auch im Hinblick auf die Bürgerorientierung emp-
fiehlt das Gutachten die flächendeckende Einführung einer reinen Online-Belehrung zur Lebensmit-
telhygiene nach dem IfSG. Zudem wird optional eine zentrale Instanz, z. B. das LGL, als Dienstleister 
vorgeschlagen, welche eine bayerneigene Onlinebelehrung zentral erstellt und betreut sowie über 
die Ämter den Kunden virtuell anbieten könnte. 

b.	Bewertung des StMGP 

Das StMGP stimmt der Empfehlung umfänglich zu. Aus technischer Sicht ist eine flächendeckende 
Umstellung der Belehrung auf das digitale Format möglich. Bereits im Jahr 2023 hat das StMGP die 
Gesundheitsämter über diese zusätzliche Möglichkeit informiert. Hinsichtlich der Anforderungen an 
die Belehrung ist der gesetzgeberische Ansatz zu berücksichtigen, nach welchem die Belehrung die 
erforderlichen Kenntnisse bei den Belehrten schaffen soll, sodass sie in der Lage sind, Sinn, Inhalt 
und Umfang des Beschäftigungsverbotes gemäß dem IfSG zu erkennen und abzuschätzen, ob sie 
einem solchen unterliegen. Sofern diese Zielsetzung tatsächlich erreicht wird, kann die Belehrung 
auch digital vorgenommen werden.

Das StMGP hat sich für die Nachnutzung einer durch Niedersachsen entwickelten Onlinezugangs-
gesetz (OZG)-Leistung entschieden. Das Projekt „Implementierung und Betrieb der OZG-Leistung 
Leistungen zum Infektionsschutz“ ist kostengünstig und wird über einen Steuerungskreis der Länder 
entsprechend technisch und fachlich koordiniert. Aktuell nutzen rund 55 bayerische Gesundheits-
ämter diese Form der Onlinebelehrung. Bayern ist damit bundesweit gesehen das Land mit der 
intensivsten Nutzung der Anwendung. Ziel bleibt eine flächendeckende Anbindung aller 76 Gesund-
heitsämter an diese Online-Leistung, die praktisch bewährt und zudem wirtschaftlich ist. 

Empfehlung 27:	Reform der gesundheitlichen Eignungsfeststellung  
für das Beamtenverhältnis

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das bisherige Verfahren der Einstellungsuntersuchungen zur gesundheitlichen Eignung von Bewer-
berinnen und Bewerbern für das Beamtenverhältnis durch die Gesundheitsämter soll einer kritischen 
Überprüfung unterzogen werden. Insbesondere sollte geprüft werden, ob beispielsweise Selbstaus-
kunftsbögen zu diesem Zweck ausreichen. Die amtsärztlichen Untersuchungen erlauben derzeit auf-
grund der geltenden Rechtsprechung keine belastbare Gesundheitsprognose für die gesamte Dienst-
zeit mehr. Da die Anforderungen an die gesundheitliche Eignung zugunsten der Beamten gesenkt 
wurden, ist die Zahl der Bewerber, die aus gesundheitlichen Gründen abgelehnt werden, deutlich 
gesunken.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird befürwortet. Mit Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) vom 25. 
Juli 2013 erfolgte die Umstellung auf den aktuell gültigen Prognosemaßstab, welcher vorsieht, dass 
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„die gesundheitliche Eignung nicht gegeben [ist], wenn eine vorzeitige dauernde Dienstunfähigkeit 
vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze überwiegend wahrscheinlich ist“. Seither können die 
amtsärztlichen Einstellungsuntersuchungen aus Sicht des StMGP keine belastbare Gesundheitsein-
schätzung für die gesamte Dienstzeit der Bewerbenden prognostizieren. Zudem wird die Einschät-
zung des Gutachtens geteilt, wonach der erforderliche Arbeitsaufwand der Ärztinnen und Ärzte 
sowie des Verwaltungspersonals den Nutzen deutlich überwiegt. 

Die Möglichkeit einer Selbstauskunft wurde im Rahmen des 1. Modernisierungsgesetzes, welches 
am 1. Januar 2025 in Kraft getreten ist, geschaffen. Gemäß Art. 19 Abs. 1 des bayerischen Beamten-
gesetzes (BayBG) ist nun die gesundheitliche Eignung für die Berufung in ein Beamtenverhältnis auf 
der Grundlage einer ärztlichen oder amtsärztlichen Untersuchung oder einer Selbstauskunft des 
Bewerbers oder der Bewerberin festzustellen. Eine Umstellung auf einen Selbstauskunftsbogen, 
ausgewertet durch Fachpersonal an den Gesundheitsämtern mit ggf. anlassbezogener Hinzuziehung 
eines regulären Einstellungsgutachtens erscheint daher aus Sicht des StMGP sinnvoll. Der Erfül-
lungsaufwand seitens der Gesundheitsämter kann bei grundsätzlichem Erhalt der Dienstaufgabe 
signifikant reduziert werden. 

Vor der Umsetzung sollten diese Abwägungen und Einschätzungen in der Praxis getestet und evalu-
iert werden. Hierzu bietet sich ein Pilotprojekt an ausgewählten Gesundheitsämtern und Beamten-
anwärterinnen und -anwärtern aus nur einem Ressort mit begleitender interdisziplinärer Arbeits-
gruppe an. Entsprechende Abstimmungsgespräche mit dem StMFH und dem Landesamt für Steuern 
laufen bereits. Je nach Ergebnis der Pilotierung könnte im Weiteren eine flächendeckende Umset-
zung über alle Ressorts hinweg in Erwägung gezogen werden.

Empfehlung 28:	Etablierung einer Sonderzuständigkeit für psychiatrische  
Zusatzgutachten an den Regierungen 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Im Bereich der amtsärztlichen Begutachtungen an den Gesundheitsämtern bedarf es in bestimmten 
Fällen fachärztlicher Expertise im Bereich der Psychiatrie, welche an den Gesundheitsämtern in Bay-
ern regelhaft nicht vorhanden ist. Daher müssen diese Gutachtenaufträge teilweise im Rahmen 
sogenannter Zusatzgutachten an externe Fachärztinnen oder Fachärzte der Psychiatrie abgegeben 
werden. Laut Gutachten würden angefragte Psychiater eine Begutachtung oftmals ablehnen. Daher 
schlagen die Gutachter zwei organisatorische Lösungen für den ÖGD vor:

▪	 Die Aufgabe der psychiatrischen Zusatzgutachten soll auf die Bezirke übertragen werden, um 
die dortige Expertise der Bezirksklinika zu nutzen.

▪	 Alternativ soll die Fachexpertise zentral bei den Regierungen gebündelt und die Gutachten-
erstellung als deren Sonderzuständigkeit definiert werden.

b.	Bewertung des StMGP

Die Hinweise des Gutachtens hinsichtlich weiterer möglicher Leistungsnehmer werden nachdrück-
lich begrüßt. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass die Bezirksklinika in Bayern über eine 
hervorragende fachliche Expertise verfügen. Dennoch ist davon auszugehen, dass eine regelhafte 
Übertragung von psychiatrischen Zusatzbegutachtungen auf die Bezirksklinika die geschilderten Pro-
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bleme nicht vollständig auflösen kann. Es bestehen bereits teilweise Kooperation zwischen dem 
ÖGD und Bezirksklinika, mit der Erfahrung, dass hier in der Regel ebenfalls mit einer längeren Zeit-
dauer bis zum Erhalt des Gutachtens zu rechnen ist. 

Es erscheint aus Sicht des StMGP sinnvoll, die bereits an den Regierungen bei den Medizinischen 
Untersuchungsstellen (MUS) vorhandene (fachärztliche) Begutachtungskompetenz des ÖGD zu stär-
ken bzw. besser zu koordinieren und zu bündeln. Hierzu wäre der bisherige Auftrag der MUS, näm-
lich der Feststellung einer Dienstunfähigkeit bei Landesbediensteten, zu erweitern. 

Empfehlung 29:	Ausgliederung von Pflege- und Heimbetreuungsgutachten an 
externe Fachstellen

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die bisher durch Gesundheitsämter erstellten Pflegegutachten für Personen ohne Pflegeversiche-
rung sollten laut Gutachten durch andere Stellen erfolgen. Hintergrund ist, dass aufgrund von Rechts-
änderungen entsprechende Begutachtungen mittlerweile nur in seltenen Ausnahmefällen angefor-
dert werden. Insbesondere der hohe Bearbeitungsaufwand, die fehlende Routine sowie der Bedarf 
an kostenintensiver Spezialsoftware werden als weitere Gründe aufgeführt. Diese Aufgabe, sowie 
die Begutachtung der Heimbetreuungsnotwendigkeit, sollte an den Medizinischen Dienst (MD) oder 
an geeignete andere medizinische Dienstleister abgegeben werden.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird seitens des StMGP umfänglich befürwortet. Die Erstellung sogenannter Pfle-
gegutachten zur Feststellung einer Pflegebedürftigkeit, wenn keine Pflegeversicherung besteht, 
sowie zur Feststellung der Heimbetreuungsnotwendigkeit aus gesundheitlichen Gründen erfolgt nur 
in seltenen Ausnahmen durch Gesundheitsämter. Aufgrund der sehr geringen Fallzahl wurde bisher 
keine Handlungsnotwendigkeit gesehen. Soweit eine Nutzung von lizensierten Spezialsoftwarepro-
dukten erforderlich ist, besteht aus Gründen der Wirtschaftlichkeit der Bedarf an alternativen 
Lösungsmöglichkeiten. Hierzu steht das StMGP bereits mit dem MD in einem Austausch. 

Empfehlung 30:	Optimierung der Schuleingangsuntersuchung (SEU) durch  
In-House-Durchführung und konsequente digitale Transformation

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten empfiehlt, die SEU zentral in den Gesundheitsämtern durchzuführen. Trotz möglicher 
Terminausfälle bei Absage oder Nichterscheinen wäre die Effizienz deutlich besser, da Rüstzeiten 
und Fahrten wegfallen und Personal flexibler eingesetzt werden kann. Zudem wird eine Digitalisie-
rung empfohlen, da die SEU aktuell zu viele Ressourcen durch manuelle, analoge Prozesse (von 
Dateneingabe bis Dokumentation) binden.

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP stimmt der Empfehlung zu. Die Schaffung einer standardisierten, kindgerechten und 
insbesondere ruhigen Umgebung, sowie die zuverlässige Anwesenheit eines Personensorgeberech-
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tigten leisten einen wichtigen Beitrag für die Durchführungsqualität der SEU und das Wohlbefinden 
der Kinder. Eine zentrale Lösung ermöglicht zudem eine effizientere Nutzung personeller Kapazitä-
ten, insbesondere durch den Wegfall doppelter Dokumentationen durch händische Datenübertra-
gung. Zudem können ergänzende schulärztliche Untersuchungen direkt im Anschluss an das Scree-
ning durchgeführt werden. Das LGL empfiehlt, dass möglichst alle Gesundheitsämter ausreichend 
passende Räumlichkeiten erhalten bzw. schaffen. Die Organisationshoheit über die Räumlichkeiten 
an den Gesundheitsämtern liegt jedoch bei den Kreisverwaltungsbehörden. Das StMGP befürwortet 
die Förderung des Zentralisierungsgedankens mit dem längerfristigen Ziel, die SEU ausschließlich in 
den Räumlichkeiten der Gesundheitsämter durchzuführen.

Der im Gutachten angesprochene Bedarf einer umfassenden Digitalisierung bezieht sich nicht nur 
auf die Dokumentation und die anonymisierte Datenübertragung an das LGL zu statistischen Zwe-
cken. Aktuell stellt vor allem die elektronische Übermittlung der Meldedaten nach der Meldedaten-
verordnung (MeldDV) eine besondere Herausforderung dar, da die Datenlieferung u. a. hinsichtlich 
der Namen und Geburtsdaten der schulpflichtigen Kinder mangels Komptabilität und geeigneter 
digitaler Schnittstelle stellenweise einer umfangreichen händischen Nachbearbeitung bedarf. Im 
Rahmen der Entwicklung des einheitlichen digitalen Ökosystems für den ÖGD genießt die SEU 
daher hohe Priorität. Das Fachmodul zur SEU wird derzeit an die bayerischen Gegebenheiten ange-
passt, sodass zukünftig der zeitaufwendige händische Abgleich der Personenstammdaten entfallen 
und die gesamte Dokumentation bayernweit einheitlich erfolgen kann. Um den Gesamtprozess auch 
aus Sicht der Personensorgeberechtigten zu erleichtern, wird die Einladung des Kindes, einschließ-
lich Terminvereinbarung und Vorabfragebogen, zukünftig über „gesundheitsamt.bayern“ abgebildet. 

Empfehlung 31:	Evaluation der Effektivität und Neuausrichtung  
der Impfberatung in 6. Klassen

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Laut Gutachten ist die Effektivität der durch die Gesundheitsämter in den 6. Klassen durchzufüh-
rende Impfdurchsicht und -beratung im Hinblick auf den hohen personellen und zeitlichen Ressour-
cenbedarf nicht belegt. Fehlende Sanktionsmöglichkeiten bei Nichtvorlage führen zudem dazu, dass 
die erhobenen Daten zur Impfrate nicht flächendeckend sind. Die Wirksamkeit sollte daher evaluiert 
und über die Art und Weise der Fortführung entschieden werden. Darüber hinaus wird empfohlen zu 
überprüfen, ob die generierten Daten zur Durchimpfungsrate nicht über andere Quellen (z. B. gesetz-
liche Krankenkassen) bezogen werden können. 

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP befürwortet diese Empfehlung. Die Abschaffung der in der Schulgesundheitspflegever-
ordnung (SchulgespflV) geregelten verpflichtenden Impfbuchdurchsicht in den 6. Klassen ist als 
Bestandteil des 4. Modernisierungsgesetzes bereits im parlamentarischen Verfahren. Vorgesehen 
ist stattdessen ein Ausbau zielgruppenspezifischer Informations- und Aufklärungsmaßnahmen. 

Das in Einführung befindliche Bürgerportal „gesundheitsamt.bayern“ bietet ein Modul zu Beratungs-
leistungen an, über das auch speziell Impfberatungen digital durchgeführt werden. Diese können 
entweder nach Upload von Impfdokumenten asynchron durchgeführt werden oder per Videocall 
nach Online-Terminvereinbarung. 
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Empfehlung 32:	Qualitätssicherung im Leichenschauwesen durch zentrale  
Prüfstandards und digitale Todesbescheinigungen

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die Prüfung der postalisch bei den Gesundheitsämtern eingehenden Todesbescheinigungen erfolgt 
laut Gutachten mit sehr unterschiedlicher Intensität. Es werden daher zentrale Vorgaben zur Verein-
heitlichung empfohlen. Darüber hinaus soll für eine bessere Lesbarkeit, schnellere Datenübermitt-
lung und einheitliche Datensätze die Digitalisierung der Todesbescheinigungen vorangetrieben wer-
den.

b.	Bewertung des StMGP

Der Empfehlung wird zugestimmt. Die Pflicht der Gesundheitsämter zur Durchführung einer Plausi-
bilitätsprüfung der Todesbescheinigungen ergibt sich lediglich indirekt aus der Vorschrift zur behörd-
lichen Überwachung im Bestattungsgesetz (BestG). Einheitliche Vorgaben zur Überprüfung der 
Daten der Todesbescheinigungen auf Vollständigkeit und Plausibilität, Recherche und Ergänzung 
unvollständiger Daten sowie anschließend die Weiterleitung an das Bayerische Landesamt für Sta-
tistik (LfStat) durch die Gesundheitsämter wurden zuletzt im Jahr 2002 durch das StMGP geregelt 
und sind online im digitalen ÖGD-Handbuch abrufbar.

Eine Digitalisierung der Todesbescheinigungen wird vom StMGP angestrebt. In Anbetracht der zahl-
reichen Beteiligten (u. a. Ärzte, Standesämter, Gesundheitsämter, Polizei, Staatsanwaltschaft, Kre-
matorien, Leichenbeschauer, Obduzenten, Landesamt für Statistik, Krebsregister) soll die Digitalisie-
rung nicht nur die analogen Wege ins Digitale verschieben, sondern durch Prozessoptimierung eine 
spürbare Verbesserung für alle Beteiligten erreichen. 

Empfehlung 33:	Professionalisierung der Gesundheitsberichterstattung durch 
regionale Bündelung auf Regierungsebene 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die von den Gesundheitsämtern erstellten Gesundheitsberichte stellen laut Gutachten eine evidenz-
basierte Grundlage für gesundheitsfördernde Maßnahmen sowohl lokal als auch überregional dar. 
Die Gesundheitsberichterstattung (GBE) besitzt Planungs-, Evaluations- sowie Kommunikationsfunk-
tionen und soll durch wissenschaftlich fundierte Datenaufbereitung zu transparenten gesundheits-
politischen Entscheidungen beitragen. Trotz einer gesetzlichen Verpflichtung zur Erhebung entspre-
chender Daten und hieraus folgender Risikoanalyse, des Risikomanagements und der 
Risikokommunikation zeigt eine Befragung des LGL aus dem Jahr 2018, dass nur etwa ein Drittel der 
Gesundheitsämter in den vorhergehenden fünf Jahren überhaupt einen Gesundheitsbericht erstellt 
hat. Auch hinsichtlich der Qualität der Umsetzung ergibt sich ein heterogenes Bild. Viele Gesund-
heitsämter beschränken sich auf das Befüllen der vom LGL bereitgestellten Berichtsschablone. 

Um Aufwand und Nutzen in ein angemessenes Verhältnis zu setzen, werden im Gutachten größere, 
landkreisübergreifende Betrachtungsweisen vorgeschlagen. Dies sollte in Form einer Bündelung und 
Verortung der GBE auf Ebene der Regierungen erfolgen. Die genaue Festlegung der Betrachtungs-
gebiete sollte zweckmäßig unter Einbezug statistischer Expertise erfolgen. Die Professionalisierung 
der GBE sollte weiter vorangetrieben werden, indem neben ärztlicher Expertise auch die Fachge-
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biete „Gesundheitswissenschaften / Public Health“ einbezogen werden. Die enge Einbindung des 
LGL bei gleichzeitig klarer Aufgabenabgrenzung wird im Gutachten befürwortet. Auf Kreisebene 
verbliebe dann ein vereinfachtes Berichtswesen gegenüber den Regierungen.

b.	Bewertung des StMGP 

Das StMGP stimmt den Ausführungen zur GBE zu, kann aber der hieraus abgeleiteten Empfehlung 
nur teilweise zustimmen. Grundsätzlich erfüllt die GBE eine wichtige Rolle für evidenzbasiertes Ver-
waltungshandeln auf allen Behördenebenen und sollte daher aus Sicht des StMGP beibehalten wer-
den. Die Datengrundlage der GBE auf Kreisebene ist notwendig, damit die Gesundheitsämter Hand-
lungsbedarfe auf kommunaler Ebene identifizieren und somit ihre Funktion als Berater der lokalen 
Politik erfüllen können. Bei der Umsetzung vor Ort spielen die Gesundheitsregionenplus eine wesent-
liche Rolle. Eigenständige kommunale Gesundheitsberichte sind hierfür nicht zwingend notwendig 
und daher auch gesetzlich nicht vorgesehen. 

Hinsichtlich der Auswertung, Zusammenfassung und dem Vergleich der von den Gesundheitsäm-
tern erhobenen Daten liegt die Zuständigkeit beim LGL. Dieses unterstützt die Gesundheitsämter bei 
der Zusammenstellung und Darstellung der benötigten Auswertungen. Daher ist eine Verlagerung 
dieser Aufgabe an die Regierungen nicht angezeigt. Unter Nutzung der in Einführung befindlichen 
einheitlichen digitalen Fachanwendung und eines neu programmierten GBE-Dashboards im Gesund-
heitsatlas soll dazu sukzessive die Datenerhebung und -übermittlung an das LGL vereinheitlicht und 
erleichtert werden. Situations- und bedarfsabhängige unterschiedliche und flexible Formate in der 
GBE können dann durch die technische Weiterentwicklung bestehender Datenbankstrukturen erstellt 
werden. Über diese digitalen Lösungen kann das LGL die Gesundheitsämter effizient bei der GBE 
unterstützen und entlasten. Hierdurch können sowohl das LGL bayernweit als auch die Gesundheits-
ämter vor Ort erhobene Daten nutzen, um die notwendigen Maßnahmen zur Steigerung der Bevöl-
kerungsgesundheit zu ergreifen. Unstrittig ist, dass eine Bündelung von Fachkompetenz aus den 
Bereichen Gesundheitswissenschaften/Public Health die Qualität der Berichte steigern und die Ver-
gleichbarkeit erhöhen wird. 

Empfehlung 34:	Optimierung der gesundheitsbehördlichen Überwachung  
am Flughafen München 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Dem Gutachten zufolge entsteht der Eindruck, dass die Aufgaben zwischen dem zuständigen 
Gesundheitsamt und der TFI des LGL nicht ausreichend klar abgegrenzt sind. Die Schnittstellen und 
Informationswege seien demnach nicht ausreichend eindeutig definiert oder die entsprechenden 
Regelungen nicht bekannt bzw. würden noch nicht gänzlich gelebt werden. Gleichzeitig werden die 
fehlende räumliche Infrastruktur für das Landratsamt am Flughafen, eine unzureichende Mobilität, 
fehlender Zugang zu Sicherheitsbereichen sowie die unklare Rechtssituation im Falle der Notwendig-
keit der Anordnung von Maßnahmen außerhalb der regulären Dienstzeiten des Landratsamtes ange-
sprochen. Im Weiteren wird eine Beteiligung des Gesundheitsamts Erding an den regelmäßigen 
Besprechungen zwischen den für die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) am Flughafen 
zuständigen Gesundheitsbehörden empfohlen, an denen bisher nur die TFI von bayerischer Seite 
teilnimmt. 
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b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP befürwortet diese Empfehlung. Aus rechtlicher Sicht ist festzustellen, dass die Zuständigkei-
ten zwischen dem Gesundheitsamt des Landratsamts Erding und der TFI klar geregelt sind. Die Abgren-
zung ergibt sich aus dem Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst (GDG) und der Verordnung 
über die staatliche Gesundheitsverwaltung und den öffentlichen Gesundheitsschutz (GesV), wonach das 
Landratsamt Erding für das Gebiet des Flughafens München für den Vollzug des Gesetzes zur Durchfüh-
rung der IGV (IGV-DG) zuständig ist. Das LGL mit der TFI wird daneben unterstützend und beratend tätig.

Allerdings bedarf es praxistauglicher Abstimmungen auf Ortsebene, da das formal zuständige Land-
ratsamt Erding selbst personell nicht befähigt ist, seine Aufgabe auch außerhalb der regulären Büro-
zeiten in Bezug auf den Vollzug der IGV-DG zu erfüllen. Die TFI hingegen verfügt seit ihrer Aufstel-
lung über eine Schichtfähigkeit am Flughafen München. Aufgrund dieser Diskrepanz vor Ort wird 
derzeit geprüft, ob eine Verlagerung der Zuständigkeit auf die TFI nicht zu einer höheren Rechtssi-
cherheit und größerer Effizienz im Vollzug der IGV-DG führen würde. Hierfür spricht, dass das LGL 
mit der TFI de facto bereits einen Großteil der Aufgaben nach dem IGV-DG am Flughafen München 
abdeckt und die entsprechende fachliche Expertise bereits vorhanden ist. Die Verlagerung der 
Zuständigkeit kann nur im Rahmen der vorhandenen personellen Kapazitäten beim LGL erfolgen.

Empfehlung 35:	Klärung der Rechtsgrundlagen zur Anordnung und  
Kompensation von Rufbereitschaften 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Einleitend führt das Gutachten aus, dass zur Sicherstellung einer fachlichen Beratung externer Stel-
len auch außerhalb der regulären Dienstzeiten der Gesundheitsämter das StMGP eine landkreisüber-
greifende Rufbereitschaft auf Regierungsbezirksebene angewiesen hat. 

Aus der Perspektive des Gutachtens wäre in Einzelfällen zu klären, ob es sich bei der Rufbereitschaft 
der Gesundheitsämter um eine „Anordnung von Rufbereitschaft“ handelt. Wenn keine Anordnung 
vorliegen würde, läge eine Zufallsbereitschaft vor. Eine solche sei vom Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst der Länder (TV-L) aber nicht zugelassen. Regelhaft werde in der öffentlichen Verwal-
tung diese Auffassung auf die verbeamteten Beschäftigten übertragen. Nach § 8 TV-L ist die Ruf-
bereitschaft einerseits mit einer Pauschale und andererseits die geleistete Arbeitszeit mit dem 
Überstundensatz zu vergüten. Auch wenn Rufbereitschaft keine Arbeitszeit ist, hat sich eingebür-
gert, zum Ausgleich der Rufbereitschaft für Beamte diese mit 12,5 % der in der Rufbereitschaft ver-
brachten Zeit in Anlehnung an die Abgeltungsregelung des Tarifrechts (vgl. z. B. § 8 Abs. 5 Satz 4 
TV-L) auf die Arbeitszeitverpflichtung anzurechnen.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird befürwortet. Aus Sicht des StMGP ist eine landkreisübergreifende Rufbereit-
schaft der Gesundheitsämter oder sonstige außerordentliche Erreichbarkeit unerlässlich, um bei aku-
ten Infektionskrankheiten insbesondere hochpathogenen Erreger (sog. HCID-Fällen) auch außerhalb 
der regulären Dienstzeiten handlungsfähig zu sein. Weitere mögliche Einsatzfälle außerhalb der 
Dienstzeiten sind Trinkwasserverunreinigungen, unklare CBRN-Lagen  (Chemische, biologische, 
radiologische und nukleare Gefahren) und Biologische Sonderlagen. Die Anordnung und der Umgang 
mit der Rufbereitschaft der Gesundheitsämter ist weitestgehend geklärt. Hierbei sind aber künftig 
auch die weiteren Entwicklungen im Rahmen der Zivilen Alarmplanung zu berücksichtigen. 



35

Weichenstellung für den ÖGD in Bayern

Krisenresilienz 

Empfehlung 36:	Strategische Stärkung der Krisenresilienz im ÖGD durch operative 
Vorsorgeplanung, Ressourcensteuerung und Vernetzung 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Um den ÖGD dauerhaft zu stärken und krisenresilienter zu machen, empfiehlt das Gutachten neben 
der Bereitstellung ausreichender Stellen und Sachmittel eine klare strategische Neuausrichtung im 
Hinblick auf flexible, skalierbare Strukturen, agile Arbeitsformen sowie eine stärkere bereichsüber-
greifende Zusammenarbeit. Coramentum betont sowohl die Wichtigkeit von spezifischen Krisenplä-
nen (Pandemien, Umweltkatastrophen, Krieg), welche auch den Einsatz von ÖGD-fremdem Perso-
nal berücksichtigen. Über den vorhandenen Personalbestand sollen im Krisenfall die Regierungen 
aktuelle Übersichten führen und hierüber koordinierend und steuernd insbesondere kleinere Gesund-
heitsämter auch personell unterstützen. Mitberücksichtigt werden muss dabei auch die Bevorratung 
medizinischer Schutzausstattung im Hinblick auf den (zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung noch 
unklaren) Umsetzungsstand zum Aufbau einer Nationalen Reserve Gesundheitsschutz sowie eine 
auch auf Krisenunterstützung ausgerichtete Digitalisierung des ÖGD.

Darüber hinaus werden Weiterbildungsangebote im Krisenmanagement für ÖGD-Beschäftigte emp-
fohlen. Hierzu sollten auch bestehende Kooperationen mit der Akademie für Öffentliches Gesund-
heitswesen (AÖGW) in Düsseldorf und dem Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg intensi-
viert werden. Auch die Vernetzung zwischen den Behörden und die Einrichtung belastbarer 
Krisenkommunikationsstrukturen werden als wichtige Bausteine für die Krisenresilienz benannt. 
Auch die Stärkung der wissenschaftlichen Basis des ÖGD, inklusive Lehr- und Forschungsgesund-
heitsämtern, wird empfohlen. Diese soll nicht nur der Steigerung der Attraktivität für eine Tätigkeit 
im ÖGD dienen, sondern insbesondere einen wesentlichen Beitrag zur Krisenbewältigung durch 
Generierung fachlicher Bewertungen mit der notwendigen wissenschaftlichen Expertise schaffen.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlungen des Gutachtens werden vom StMGP befürwortet, auch wenn sie nahezu aus-
schließlich auf die Erfahrungen der Corona-Pandemie rekurrieren und vor diesem Hintergrund einzu-
ordnen sind.

Hinsichtlich der Empfehlung zum Vorhalten einer Personalreserve muss zwischen Mitarbeitenden ande-
rer Stellen der Kreisverwaltungsbehörde, anderer Behörden oder freiwilligen Helfenden unterschieden 
werden. Da die Gesundheitsämter ausnahmslos in die Kreisverwaltungsbehörden integriert sind, obliegt 
es ausschließlich der Organisationshoheit der Landrätinnen und Landräte bzw. der Oberbürgermeiste-
rinnen und Oberbürgermeister als Behördenleitung über eine entsprechende anlassbezogene Personal-
verschiebung zu entscheiden. Die Unterstützung durch andere Behörden wiederum kann im Rahmen 
der gesetzlich geregelten Amtshilfe geschehen. Für den potenziellen Einsatz von freiwilligen Helfern 
sind die Führungsgruppen Katastrophenschutz (FüGK) der Kreisverwaltungsbehörden angehalten, für 
Katastrophenfälle oder Großschadensereignisse so genannte Helferlisten zu führen. Hier werden grund-
sätzlich Personen mit und ohne bereits vorhandenes Fachwissen getrennt geführt, und es werden 
bereits vor Eintritt eines Bedarfsfalls jeweilige Funktionen und Aufgabenbereiche zugewiesen. 
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Krisenpläne müssen passgenau sein und sind daher behördenintern aufzustellen. Der Nationale Pan-
demieplan wird aktuell auf Bundesebene gemeinsam von Bund und den Ländern erarbeitet. Dieser 
dient dann als Grundlage für die Länderpandemiepläne, in denen die Regelungen des Nationalen 
Pandemieplans länderspezifisch umgesetzt werden. Länderpandemiepläne geben Informationen, 
Hinweise und Empfehlungen für Behörden und andere Institutionen, u. a. auch die Erstellung eines 
innerbetrieblichen Pandemie- bzw. Krisenplans. Als Teil der unteren Kreisverwaltungsbehörde ist 
auch das Gesundheitsamt vom Bereich zivile Verteidigung, hier der Zivilen Alarmplanung, betroffen. 
Diese dient u. a. der Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktion im Zivilschutzfall. Die 
Ausplanung dieser Maßnahmen wird durch das StMI koordiniert. Wegen der überragend wichtigen 
Rolle des Gesundheitswesens im Zivilschutzfall kommen auch Aufgaben auf den ÖGD gemäß dem 
Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG) zu. Bei der Ausplanung entsprechender Gesund-
heitsmaßnahmen werden Regierungen und Gesundheitsämter durch das StMGP unterstützt. Zudem 
erarbeitet das StMGP aktuell ein Schulungskonzept für die bayerischen Gesundheitsämter, um 
Grundlagen des Krisenmanagements zu vermitteln. 

Insbesondere vor dem Hintergrund sparsamer Haushaltsführung begrüßt das StMGP die Empfehlun-
gen , die Aus- und Fortbildungsangebote der AÖGW und der AGL sowie weiterer Anbieter auf mög-
liche Synergien hin zu untersuchen und eine verstärkte Zusammenarbeit zu forcieren. 

Die Bedeutung wissenschaftlicher Expertise ist aus Sicht des StMGP insbesondere bei Gesund-
heitskrisen von essenzieller Bedeutung. Der ÖGD in Bayern verfügt schon seit Jahren über mehrere 
Brückenprofessuren zwischen dem LGL und verschiedenen bayerischen Universitäten und baut 
diese weiter aus. Darüber hinaus beteiligen sich zahlreiche Ärztinnen und Ärzte von Gesundheits-
ämtern an Hochschulstandorten als Lehrbeauftragte an der universitären Lehre insbesondere der 
medizinischen Fakultäten. Um den systematischen Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis zu 
stärken, wurde im März 2023 die Landesarbeitsgemeinschaft Public Health (LAGePH) gegründet. In 
diesem Gremium tauschen sich Stakeholder des ÖGD, der medizinischen Fakultäten, der Bayeri-
schen Landesärztekammer (BLÄK) sowie der Fach- und Berufsverbände und wissenschaftlichen 
Fachgesellschaften und studentischen Interessenvertretungen ergebnisorientiert aus. 

Attraktivität und Attraktivitätssteigerung 

Empfehlung 37:	Stärkung der Mitarbeiterbindung durch berufsgruppenüber
greifende Aufstiegs- und Beförderungsmöglichkeiten

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die Gutachter empfehlen zu prüfen, ob alle Berufsgruppen gleichermaßen von Attraktivitätsmaßnah-
men profitieren, insbesondere bei nicht-ärztlichen Stellen sei hier möglicherweise eine Nachsteue-
rung notwendig. 

b.	Bewertung des StMGP

Grundsätzlich stimmt das StMGP der Empfehlung zu. Der ÖGD steht im direkten Wettbewerb mit 
privaten und kommunalen Arbeitgebern um dringend benötigte Fachkräfte. Eine attraktive Bezah-
lung ist dabei auch ein klares Zeichen der Wertschätzung für die geleistete Arbeit. Weitreichende 
Attraktivitätsmaßnahmen in finanzieller Hinsicht sind für Ärztinnen und Ärzte umgesetzt worden. So 
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können Tarifbeschäftigten bei der Neueinstellung eine Fachkräftezulage und bei der Übernahme von 
bestimmten Führungspositionen Zulagen gezahlt werden. Für alle verbeamteten Berufsgruppen des 
ÖGD wurde der Gesundheitsdienstzuschlag nach Art. 60b BayBesG eingeführt. Im ärztlichen Bereich 
wurden Beförderungsmöglichkeiten für bestimmte Funktionenstellen erweitert. Für den Hygiene-
kontrolldienst wurde bereits die Modulare Qualifizierung an den Landratsämtern und Regierungen 
eingeführt. Für die koordinierenden Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen erfolgt derzeit die 
Modulare Qualifizierung für die 4. Qualifikationsebene für Stellen an den Regierungen. 

Empfehlung 38:	Ausnutzen organisatorischer Spielräume für Aufgabenbündelung 
und Delegation von Führungsverantwortung

Empfehlung 39:	Systematische Einbeziehung von Stellvertreterfunktionen  
in das Stellenbewertungsverfahren 

Aufgrund des inhaltlichen Zusammenhangs erfolgt eine gemeinsame Bewertung der Empfehlungen 
38 und 39.

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Das Gutachten empfiehlt, bestehende Gestaltungsmöglichkeiten in der Aufbauorganisation, den 
Aufgaben- und Stellenzuschnitten, der Verantwortungsdelegation und der Übertragung von Sonder-
funktionen an den Gesundheitsämtern zu nutzen, um Besoldung und Eingruppierung zu optimieren. 
Es wird vorgeschlagen, zusätzliche Hierarchieebenen mit delegierter fachlicher, organisatorischer 
und personeller Leitungsverantwortung zu installieren, sofern dies über eine sachgerechte Aufbau-
organisation abbildbar ist (z. B. für Hygienekontrolleure und Fachkräfte der Sozialmedizin). Dies würde 
sowohl angemesseneren Leitungsspannen als auch attraktiveren Aufstiegsmöglichkeiten Rechnung 
tragen.

b.	Bewertung des StMGP

Das StMGP teilt grundsätzlich die Empfehlung. Im Rahmen des Pakts ÖGD wurden bereits für ärzt-
liches Personal Beförderungsmöglichkeiten für die Stellvertretungen der Leitungen an den Gesund-
heitsämtern umgesetzt. Allerdings sind darüberhinausgehende Maßnahmen nur in Abhängigkeit der 
lokalen Gegebenheiten vor Ort anzuwenden. Führungspositionen im ÖGD unterhalb der Gesund-
heitsamtsleitung und deren Stellvertretung sollten aus Sicht des StMGP für Mitarbeitende aller 
Berufsgruppen denkbar sein. Neben dem ärztlichen Personal kommen hierfür auch Sozialpädagogin-
nen und Sozialpädagogen, Hygienekontrolleurinnen und Hygienekontrolleure sowie Fachkräfte der 
Sozialmedizin in Frage. Dennoch sollte die Gesamtleitung des Gesundheitsamtes weiterhin in ärztli-
cher Hand bleiben. Dies begründet sich in der medizinischen Grundkompetenz, die für die Steuerung 
einer Gesundheitsbehörde unerlässlich ist. Die modulare Qualifizierung für Koordinierende Sozialpä-
dagogen und für Hygienekontrolleure ist zu diesem Zweck bereits erfolgreich etabliert. 
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Empfehlung 40:	Optimierung der Einstellungsverfahren 

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Sowohl zeitlich als auch organisatorisch besteht bei der Bearbeitung der Angelegenheiten des staat-
lichen Personals an den Regierungen Verbesserungspotential. Beispielsweise würden Bewerbende 
und Bestandspersonal sehr lange auf Antwort warten, Termine für Bewerbungsgespräche würden 
mit den Bewerbenden nicht abgestimmt (wodurch sie zum Teil mangels Alternativtermin aus dem 
Verfahren ausschieden), Bewerbungsgespräche würden nicht unter Beteiligung der jeweiligen 
Gesundheitsämter durchgeführt. Das Gutachten schlägt vor, dass Reaktionszeiten und Serviceorien-
tierung der Personalstellen an den Regierungen optimiert werden sollten. Zudem wird die Teilnahme 
der Führungskraft des jeweiligen Gesundheitsamtes an den Vorstellungsgesprächen empfohlen.

b.	Bewertung des StMGP

 Der Empfehlung wird zugestimmt. Bereits gelungene Maßnahmen sind Onboarding-Konzepte für 
neueingestelltes Personal und eine Willkommenskultur mit einer auf die neueingestellte Person 
angepasste Einarbeitung. Für das Bestandspersonal entwickelt das StMGP zusammen mit dem 
StMI im regelmäßigen Austausch mit den personalbewirtschaftenden Regierungen das Personal-
management kontinuierlich fort.

Empfehlung 41:	 Entwicklung aufgabenbasierter Kompetenzprofile zur Gewinnung 
neuer Berufsgruppen für den ÖGD

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Bislang sind vor allem Ärztinnen und Ärzte, Sozialpädagoginnen und -pädagogen, Hygienekontrolleu-
rinnen und -kontrolleure sowie Fachkräfte der Sozialmedizin im bayerischen ÖGD vertreten. Sowohl 
der „Beirat Pakt ÖGD“ als auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im 
Gesundheitswesen erwarten, dass künftig verstärkt Berufsgruppen mit Abschlüssen in Gesund-
heitswissenschaften/Public Health, naturwissenschaftlichen oder sozialwissenschaftlichen Diszipli-
nen im ÖGD an Bedeutung gewinnen werden. Das Gutachten empfiehlt, die Berufsgruppen, die 
bisher nicht (oder zu wenig) im ÖGD vorhanden sind, unter Beachtung der zu erfüllenden Aufgaben 
zu identifizieren und zu etablieren.

b.	Bewertung des StMGP

Der Empfehlung wird grundsätzlich zugestimmt. Der ÖGD Bayern öffnet sich bereits für andere 
Berufsgruppen, insbesondere bei Besetzungsverfahren der 4. Qualifikationsebene. Beispiele hierfür 
sind u. a. Einstellungen von Gesundheitswissenschaftlern, Biomedizinern und Zahnärzten. Strategisch 
steht die Aufgabenerfüllung nach dem GDG im Vordergrund, was die Beschäftigung von Mitarbeiten-
den mit alternativen Qualifikationen in Einzelfällen ermöglicht. Eine übermäßige Aufsplitterung der 
Berufsgruppen ist jedoch nicht erforderlich und eher zu vermeiden, da neben der spezifischen Auf-
gabenerfüllung auch die Fort- und Weiterbildung auf etablierte ÖGD-Berufsgruppen ausgerichtet ist. 
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Im Personalbereich der 2. und 3. Qualifikationsebene im ÖGD besteht laut Aussage des StMI nicht 
die Notwendigkeit der Öffnung für andere Berufsgruppen, da bereits eine ausreichende Anzahl an 
qualifizierten Bewerbungen in den originären Berufsgruppen vorliegt. 

Mit der Verstetigung der Gesundheitsregionenplus wurde im Jahr 2025 erstmalig Einstellungsmöglich-
keiten auf Ebene der Gesundheitsämter geschaffen, welche sich explizit an Bewerberinnen und 
Bewerber jenseits der klassischen Berufsgruppen des ÖGD richtet und hierüber der ÖGD einen 
deutlichen Zuwachs an Public Health Expertise erfährt. 

Empfehlung 42:	Einführung eines aufgabenorientierten Personalbedarfsmodells als 
landesweite Blaupause

a.	 Empfehlung des Gutachtens

Die Stellenverteilung im staatlichen Bereich orientiert sich vorrangig an den Einwohnerzahlen der 
jeweiligen Zuständigkeitsbereiche. Das Gutachten empfiehlt die landesweite Einführung eines Per-
sonalbedarfsberechnungsmodells mit aufgabenorientiertem Ansatz als „Blaupause“. Dadurch soll 
eine genauere Bedarfsdeckung in den Gesundheitsämtern ermöglicht und den diversen fachlichen 
Entwicklungen, qualitativen Ansprüchen sowie infrastrukturellen Begebenheiten besser Rechnung 
getragen werden.

b.	Bewertung des StMGP

Die Empfehlung wird grundsätzlich befürwortet, insbesondere da aus Sicht des StMGP eine adäquate 
Personalausstattung der Gesundheitsämter für eine vollumfängliche Aufgabenerfüllung entschei-
dend ist. Die Aufgaben der Gesundheitsämter können sich auch in ähnlich großen Landkreisen oft 
maßgeblich unterscheiden, abhängig zum Beispiel von der Anzahl der Krankenhäuser und Trinkwas-
seranlagen. Ein bereits im Entwurf entwickeltes Berechnungsmodell umfasst sämtliche, im relevan-
ten Umfang personalbindende Dienstaufgaben des ÖGD und ist daher sehr komplex. Es wird derzeit 
geprüft, inwieweit dieses Modell das StMGP, das StMI und die Regierungen hierbei praxistauglich 
und effizient unterstützen kann.
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Die Ergebnisse des Gutachtens werden in eine übergeordnete Strategie zur Weiterentwicklung des 
ÖGD einfließen.  Auch weitere aktuelle und künftige Herausforderungen wie der Fachkräftemangel, 
der demographische Wandel sowie sicherheitspolitische Lageänderungen werden hierbei Berück-
sichtigung finden. 

Insbesondere die strukturell-organisatorischen Empfehlungen des Gutachtens sind äußerst komplex 
und liegen teils außerhalb der direkten Gestaltungskompetenz des StMGP. Die Organisationshoheit 
der Behördenleitungen auf den Ebenen der Regierungen und Landratsämtern sowie den kreisfreien 
Städten mit eigenem Gesundheitsamt gilt es zu wahren. Um dennoch Impulse für eine effiziente 
Organisationsstruktur des ÖGD in Bayern zu setzen, sind zunächst Abstimmungen mit den betroffe-
nen Ressorts sowie den kommunalen Spitzenverbänden erforderlich. 

 Im Folgenden werden die wesentlichen Eckpfeiler der Strategie für einen zukunftsfähigen ÖGD in 
Bayern – strukturiert in drei geplante Maßnahmenbündel – kurz skizziert: 

„Effiziente Organisation für einen effektiven ÖGD“ 

Das erste Maßnahmenbündel fokussiert auf eine verbesserte Steuerung durch das StMGP, eine 
intensivierte fachaufsichtliche Koordination auf Regierungsebene sowie eine Schärfung des Profils 
der Gesundheitsämter innerhalb der Landratsämter. Einheitliche Kommunikationswege, standardi-
sierte Prozessvorgaben und regelmäßige Evaluationen sollen die Dienstaufgaben effizienter und 
transparenter gestalten. 

 „Moderner und zukunftsfähiger ÖGD“ 

Für einen modernen ÖGD wird der Ausbau überregionaler Vernetzungen sowie eine gezielte Personal-
gewinnung und -entwicklung angestrebt. Digitale Transformation und bürgernahe Serviceangebote, 
wie die Plattform „gesundheitsamt.bayern“, sollen die Effizienz und Nutzerfreundlichkeit erhöhen. 

„Resilienz und Krisenvorsorge im ÖGD“ 

Im Bereich Resilienz und Krisenvorsorge werden klare Priorisierungskriterien für Aufgaben im Krisen-
fall, flexible Personalaufstockungskonzepte sowie ein einheitliches Krisenmanagement mit standar-
disierten Strukturen zur schnellen und koordinierten Reaktion auf gesundheitliche Notlagen etabliert.
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